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Es gibt viele gute Gründe, 
jetzt Mitglied zu werden.

Rechtsberatung in Miet- und Wohnrechtsfragen
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Liebe Leserinnen und Leser,

die Mietervereinigung steht seit mehr als 117 
Jahren ihren Mitgliedern verlässlich mit Rat 
und Tat zur Seite. Darüber hinaus stehen wir 
als Interessenvertretung hinter allen wohnen-
den Menschen und treten mit einer starken 
Stimme für faires und leistbares Wohnen ein.

Gerade in schwierigen Zeiten steht man allein 
rasch auf verlorenem Posten. Deshalb ist es für 
die/den Einzelne/n umso wichtiger, von einer 
starken Stimme gut vertreten zu sein – von der 
Mietervereinigung, von den Naturfreunden als 
größte Freizeit- und Naturschutzorganisation, 
von der Volkshilfe als sozialer Dienstleisterin 
und Wohlfahrtsorganisation.

Die starke Stimme für Österreichs Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer ist die Arbeiter-
kammer. Sie verleiht 3,7 Millionen Beschäftig-
ten gegenüber Wirtschaft und Staat Gehör. 

Bei der anstehenden Arbeiterkammer-Wahl 
kann jede/r Arbeitnehmer/in ihrer/seiner 
Stimme jene Kraft verleihen, die in Zukunft 
wichtiger und nötiger denn je sein wird.

Herzlichst, Ihr

Georg Niedermühlbichler
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Georg Niedermühbichler: Du bist 
seit April letzten Jahres die Präsi-
dentin der AK, was hat sich seitdem 
für dich persönlich verändert?
Renate Anderl: Meine Arbeitstage sind 
definitiv länger geworden und natür-
lich verschieben sich durch die Posi-
tion der AK Präsidentin die Prioritä-
ten. Derzeit dreht sich alles um die 
AK-Wahlen und da bleiben Privat- 
und Familienleben auf der Strecke. Als 
»Metallerin« bin ich es glücklicherwei-
se gewohnt früh aufzustehen, denn ich 
muss wirklich jede Minute nutzen, um 
mich auf meine Arbeitstage vorzube-
reiten. In den ersten Wochen ging es 
vor allem darum, mich mit der unge-
heuren Themenvielfalt vertraut zu ma-
chen, die die AK abdeckt. Das Schöne 
aber manchmal auch Anstrengende 
an meinem Job ist: Jeder Tag ist anders 
und hält neue Herausforderungen und 
Überraschungen bereit. Was sich na-
turgemäß verändert hat, ist mein Be-
kanntheitsgrad. Mittlerweile passiert 

»Ich fordere mehr Respekt 
für die Menschen, die das 
Land am Laufen halten«
Arbeiterkammer-Präsidentin Renate Anderl erklärt im Gespräch mit MVÖ-
Präsident Georg Niedermühlbichler, was der Fünf-Punkte-Plan zur Ent-
lastung der Mieter beinhaltet, welche Leistungen die AK weiter ausbauen 
wird und warum die AK-Wahl für Arbeitnehmer jetzt »wichtiger denn je« ist.

es mir öfter, dass die Menschen mich 
erkennen und das Gespräch mit mir 
suchen. Bis jetzt waren alle diese Be-
gegnungen sehr positiv. Es ist mir per-
sönlich wichtig, mit ArbeiterInnen 
und Angestellten aus allen Branchen 
ins Gespräch zu kommen und zu hö-
ren, womit sie im Arbeitsalltag zu 
kämpfen haben. Darum steht derzeit 
auch fast täglich ein Betriebsbesuch 
auf dem Programm. Es ist eine tolle 
Erfahrung, wenn Menschen auf mich 
zukommen, Vertrauen fassen und aus 
ihrem Leben erzählen.

Die Arbeiterkammer ist die gesetzli-
che Vertretung der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, welche He-
rausforderungen siehst du aktuell 
und für die Zukunft?
Ich glaube eine der größten jetzigen 
und künftigen Herausforderungen ist 
die Digitalisierung. Dieser Herausfor-
derung stellen wir uns ganz bewusst 
mit unserem Zukunftsprogramm. In 

den nächsten fünf Jahren werden wir 
im Rahmen einer Digitalisierungsof-
fensive österreichweit 150 Millionen 
Euro in unsere Mitglieder investieren–
in die Zukunft von 3,7 Millionen arbei-
tenden Menschen.
Ich stelle immer wieder fest, dass das 
Thema Digitalisierung für viele sehr 
abstrakt und gleichzeitig mit sehr kon-
kreten Ängsten verbunden ist. Zum 
einen ist da die Angst vor Jobverlust 
durch neue Technologien, und zum 
anderen der steigende Druck durch 
ständige Erreichbarkeit. Smartphone 
und Tablet haben vieles ermöglicht 
und beschleunigt. Aber dadurch sind 
wir sowohl im Job als auch im Alltag 
oft abgehetzt. Viele befürchten, nicht 
mehr mithalten zu können. Wir wol-
len Ängste durch Information und Be-
ratung abbauen und darauf schau-
en, dass die ArbeitnehmerInnen ihre 
Chancen beim digitalen Wandel best-
möglich nützen können. Wir ste-
hen für eine Arbeitswelt, in der neue 
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Technologien den Menschen dienen 
und nicht umgekehrt. Mit unserem 
Zukunftsprogramm setzen wir da-
her stark auf Qualifikation. Wir leben 
in einer Zeit, in der Wissen extrem 
schnell überholt ist. Die Berufsbilder 
auf dem digitalisierten Arbeitsmarkt 
verändern sich blitzschnell. Mit unse-
ren Angeboten für digitale Aus-und 
Weiterbildungen, wollen wir sicher-
stellen, dass die Beschäftigten auf die-
se Veränderungen vorbereitet sind. Es 
gibt noch eine Reihe weiterer Leistun-
gen für unsere Mitglieder, die ebenfalls 
Teil des Zukunftsprogramms sind: Die 
Servicebereiche Bildung und Wohnen 
werden massiv ausgebaut. Ganz neu 
ist die Beratung zur Pflegegeldeinstu-
fung oder auch zu den Schattensei-
ten der Digitalisierung, wie Identitäts-
diebstahl oder Internetbetrug.

Natürlich bedeutet das für die AK eine 
große Kraftanstrengung. Um all das 
anbieten zu können, wird intern ge-
spart. Wir müssen Bauvorhaben ver-
schieben und Umschichtungen vor-
nehmen. Aber für unsere Mitglieder 
nehmen wir diese Herausforderung 
gerne an. 

Die AK ist eine starke Interessen-
vertretung, nicht nur im Bereich 
Arbeitswelt, sondern weit darü-
ber hinaus. Im Rahmen des Konsu-
mentenschutzes ist auch das The-
ma Wohnen ein wichtiges Anliegen. 
Welche Maßnahmen sind aus deiner 
Sicht nötig, um Wohnen leistbar zu 
halten und leistbarer zu machen?
Wir sehen seit Jahren, dass die Mie-
ten im privaten Bereich geradezu ex-
plodieren, die Einkommen aber leider 
nicht. Wohnen wird darum für immer 
mehr Menschen zur Existenzfrage. 
Diese Entwicklung kann gebremst 
werden, wenn der politische Wille da-
für vorhanden ist. Die geplante Steuer-
reform müsste aus meiner Sicht auch 
die Mieterinnen und Mieter entlasten. 
Wir haben einen Fünf-Punkte-Plan er-
arbeitet, der das ermöglicht.

Punkt 1 ist der Wohnbonus. Mit dem 
Wohnbonus sollen zehn Prozent bzw. 
maximal 500 Euro der laufenden Mie-
te von der Lohn- oder Einkommens-
steuer abgesetzt werden können. Wer 
einen Kredit für den Kauf oder die Sa-
nierung von Wohnraum laufen hat, 
soll ihn ebenfalls bekommen. Bei 

niedrigen Einkommen unterhalb der 
Einkommensteuergrenze wird der 
Wohnbonus als Steuergutschrift aus-
bezahlt. Ab 90.000 Euro steuerpflich-
tigem Jahreseinkommen soll er nicht 
mehr beansprucht werden können.

Der nächste Punkt: Ein neues Miet-
recht: Für privat vermietete Woh-
nungen muss es Mietzinsobergren-
zen geben. Zu- und Abschläge müs-
sen klar definiert und nachvollziehbar 
sein, denn derzeit sind sie völlig un-
durchschaubar. Uns ist ein Fall be-
kannt, mit dem mehrere Gerichte be-
fasst waren. Es waren sich auch alle 
einig, dass zu viel Miete bezahlt wur-
de. Aber es gab keine Einigkeit darü-
ber, welcher Betrag der richtige wäre. 
Jedes Gericht kam zu einem anderen 
Ergebnis. Wer soll sich da auskennen? 
Ein neues Mietrecht müsste auch dem 
Wildwuchs der befristeten Mietverträ-
ge ein Ende setzen. Zwei Drittel aller 
Mietverträge im privaten Bereich wer-
den nur noch befristet abgeschlossen. 
Das ist eine Zumutung. Aus unserer 
Sicht sollten Befristungen nur noch 
dann zulässig sein, wenn der Vermie-
ter einen privaten Eigenbedarf nach-
weisen kann. 

Der dritte Punkt: Weg mit der Mak-
lerprovision für MieterInnen. Makler 
werden ja fast ausschließlich von den 
Haus -oder Wohnungseigentümern 
beauftragt. Es wäre also nur fair, wenn 
sie auch die Kosten dafür tragen statt 
sie auf die MieterInnen abzuwälzen. 

Punkt 4 ist die Forderung nach emp-
findlichen Strafen bei Mietwucher: 
Wenn VermieterInnen überhöhte Mie-
ten verlangen, sollen sie das Doppel-
te des Betrages zurückzahlen müssen, 
den sie vorher unrechtmäßig einkas-
siert haben.

Der fünfte Punkt unseres Plans betrifft 
den geförderten Wohnbau. Allein in 
Wien müssen 9.000 geförderte Woh-
nungen pro Jahr gebaut werden, um 
den Bedarf zu decken. Die Stadt hat 
unlängst mit der Boden-Widmungska-
tegorie »Geförderter Wohnbau« genau 
den richtigen Schritt für mehr leistba-
ren Baugrund gesetzt. Wir fordern da-
rüber hinaus, dass Grundstücksreser-
ven von Bund und Ländern in erster 
Linie für den geförderten Wohnbau 
verwendet werden müssen.

»Wir sehen seit 
Jahren, dass die 
Mieten im priva-
ten Bereich gera-
dezu explodieren, 
die Einkommen 
aber leider nicht.«

AK-Präsidentin Renate Anderl im Gespräch 
mit MVÖ-Präsident Georg Niedermühlbichler.
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Die derzeitige Bundesregierung hat 
ja schon einige Maßnahmen ge-
setzt, welche, gelinde gesagt, we-
nig arbeitnehmerfreundlich sind 
wie den 12-Stunden-Tag. Was kann 
die AK tun, um Schlimmeres zu 
verhindern?
Was wir als AK immer getan haben 
und weiterhin tun werden: Unseren 
Mitgliedern mit Rat und Tat zur Seite 
zu stehen. Das gilt selbstverständlich 
auch für Probleme mit dem 12-Stun-
den-Tag. Wir informieren, beraten und 
ziehen auch vor Gericht, wenn gegen 
das neue Arbeitszeitgesetz verstoßen 
wird. Grundsätzlich muss man aber 
auch ehrlich sagen: Dieses Gesetz 
wurde nun einmal vom Parlament be-
schlossen. Ich halte es zwar für rück-
schrittlich, unwirtschaftlich und un-
gerecht, aber es wurde mehrheitlich 
beschlossen.

Leider hat man dabei völlig ignoriert, 
dass es sich um ein Schutzgesetz han-
delt, das vor überlangen Arbeitszeiten 
schützen soll. Darum waren 12-Stun-
den-Tag und 60-Stunden-Woche frü-
her auch die Ausnahme und nur mit 
Zustimmung des Betriebsrats möglich. 
Jetzt kann eine 12-Stunden-Schicht 
jederzeit und kurzfristig angeordnet 
werden. Außerdem sind mit dem neu-
en Gesetz jetzt 416 Überstunden im 
Jahr zulässig, während es vorher ma-
ximal 320 Überstunden waren. Das 
wird den Druck zusätzlich erhöhen. 
Besonders betroffen sind Eltern oder 
pflegende Angehörige - also eigent-
lich vor allem Frauen. Die fragen sich 
natürlich, wie oft sie es sich leisten 
können »freiwillig« auf eine 12-Stun-
den-Schicht zu verzichten. In der ech-
ten Arbeitswelt gibt es keine Freiwillig-
keit. MitarbeiterInnen sind gegenüber 
den Vorgesetzten immer in der schwä-
cheren Position. Also werden die meis-
ten notgedrungen in den sauren Ap-
fel beißen, weil sie ihren Arbeitsplatz 
nicht verlieren wollen. 

Wir werden aber weiterhin und hart-
näckig eine Arbeitszeitverkürzung 
und Entlastungsmaßnahmen für die 
Beschäftigten fordern. Ob – die längst 
überfällige – 6. Urlaubswoche, die Ver-
kürzung der Jahresarbeitszeit oder Le-
bensarbeitszeitmodelle: Ich bin davon 
überzeugt, dass vor dem Hintergrund 
der Digitalisierung kein Weg an einer 
Arbeitszeitverkürzung vorbeiführt. 

Darauf werde ich auch künftig bei je-
der Gelegenheit aufmerksam machen. 
Ansonsten kann ich an unsere Mitglie-
der nur appellieren: Unterschreiben 
sie keine neuen Arbeitszeitvereinba-
rungen, kommen Sie zu uns in die AK 
und lassen Sie sich beraten.

Es stehen ja die AK-Wahlen an, wie 
wichtig ist es zur Wahl zu gehen?
Ich würde sagen, wenn eine Regierung 
eher einseitig die Interessen von Wirt-
schaft und Industrie bedient, ist die 
AK-Wahl wichtiger denn je. Die Arbei-
terkammer ist das Parlament der Ar-
beiterInnen und Angestellten. Durch 
die Beschlüsse dieses Parlaments, 
also der AK-Vollversammlungen und 
Hauptversammlung, können 3,7 Mil-
lionen Beschäftigte mit einer Stim-
me sprechen und sich so gegenüber 
Wirtschaft und Staat Gehör verschaf-
fen. Und je mehr Menschen zur Wahl 
gehen, desto lauter wird diese demo-
kratisch gewählte Stimme – jede Stim-
me zählt! Es ist wichtig zur AK-Wahl zu 
gehen, weil es zum 
derzeit herrschen-
den politischen 
Klima ein Gegen-
gewicht braucht. 
Weil es nicht stän-
dig um die Interes-
sen von Wirtschaft 
und Industrie ge-
hen darf. Weil es 
immer offensicht-
licher wird, dass 
unser Sozialstaat 
verteidigt werden 
muss. Die Arbeiter-
kammer steht für 
faire Arbeitszeiten, 
für faire Einkom-
men und leistbares 
Wohnen. Ich fordere mehr Respekt für 
die Menschen, die das Land am Lau-
fen halten – und das sind die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer. Ge-
meinsam mit den Gewerkschaften tre-
ten wir für eine Gesellschaft ein, in der 
Zusammenhalt wichtiger ist als das 
Ausspielen der Schwachen gegen die 
Schwächsten. Die Arbeiterkammer ist 
der Schutzschirm für all jene, die jeden 
Tag arbeiten gehen und keine finanz-
kräftige Lobby hinter sich haben. Aber 
auch der beste Schutzschirm funktio-
niert nur, wenn er aufgespannt wird. 
Und je mehr Menschen wählen gehen, 
desto stärker ist diese Spannung. 

»Es ist wichtig zur 
AK-Wahl zu ge-
hen, weil es zum 
derzeit herrschen-
den politischen 
Klima ein Gegen-
gewicht braucht.«

Georg Niedermühlbichler und Renate Anderl 
vor dem Talk in der Wiener Arbeiterkammer.
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Ein Mieter sollte bei einer Firma, von der er zuvor noch nie gehört hatte, plötzlich 
einen Zahlungsrückstand haben – und einen Vertrag unterschreiben, der ihn zur 
Zahlung von monatlich 32,78 Euro für »Kaltwasser« verpflichten würde. 
Die Experten der Mietervereinigung konnten helfen.

Kostenfalle im Altbau: 
Mietervereinigung hilft 
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eit vielen Jahren wohnt Ale-
xander Böhm* als Haupt-
mieter in einem Gründer-

zeit-Altbau in Wien-Hernals. 
Das Haus wechselte in den letz-
ten Jahren mehrmals den Besit-
zer. Nach einer Generalsanie-
rung im Jahr 2017 wurden die 
freien Wohnungen im Eigentum 
verkauft. Derzeit wohnen neben 
Böhm nur noch zwei weitere 
Altmieter im Haus.

Kurz vor Ende September 2018 
erhielt Böhm ein Schreiben 
eines Ablese-Unternehmens. 
Dort hieß es: »Ihre Hausverwal-
tung hat uns mit der Abwick-
lung der Wärmelieferung und 
Abrechnung der Wärmekosten 
in Ihrem Wohnhaus beauftragt.« 
Man überreiche daher »in der 
Beilage den mit Ihrer Hausver-
waltung abgestimmten Einzel-
wärmelieferungsvertrag in 2-fa-
cher Ausfertigung« und bitte um 
Rücksendung eines unterfertig-
ten Exemplars.

Auf dem letzten Blatt des Schrei-
bens fand sich schließlich »Ihre 
neue Vorschreibung« mit der 
Position »Kaltwasser« und 
einem tabellarischen »Konto-
auszug«. Darin wird Böhm ein 
Betrag von monatlich 32,78 Euro 
verrechnet. Zwar ist das Schrei-
ben mit 17. September datiert, 
kassieren will das Ablese-Unter-
nehmen allerdings rückwirkend 
mit 1. Juni. Der abgedruckten 
Tabelle zufolge hätte der Mie-
ter daher bereits einen »Rück-
stand« von vier Monaten, insge-
samt also 131,12 Euro. 

Weil die Betriebskosten (zu 
denen im Regelfall auch Wasser 
zählt) den Mietern bislang im-
mer nach Nutzfläche abgerech-
net wurden, fragte Böhm bei 
der Hausverwaltung nach. Dies 
brachte jedoch keine Klärung – 
im Gegenteil: die Hausverwal-
tung schickte neue Vorschrei-
bungen, worin sich zusätzlich 
zu den Betriebskosten auch die 
Position »Kaltwasser« in der 
Höhe von 32,78 Euro befand. 
Böhm nahm Kontakt zu den 

beiden weiteren verbliebenen 
Mietern auf. Auch sie hatten zu-
vor ähnliche Schreiben erhal-
ten. Einer hatte den Vertrag be-
reits unterschrieben – aus Angst 
vor einer Sperrung der Was-
serversorgung durch das Ab-
lese-Unternehmen, auf deren 
Möglichkeit in Punkt 10 des Ver-
trages recht deutlich hingewie-
sen wird (siehe Faksimile).

Gemeinsam mit dem dritten 
Mieter wandte sich Böhm an 
die Mietervereinigung. Dort 
übernahm Jurist Oliver Ru-
etz den Fall. Vom Mietrechts-
gesetz her sei die Lage eindeu-
tig, sagt Ruetz. »In einem Altbau 
sind die Betriebskosten zwin-
gend nach Nutzfläche abzurech-
nen, außer es gibt davon abwei-
chende, schriftliche Vereinba-
rungen«, erklärt der Jurist. Eine 
Abweichung von der Nutzflä-
chen-Abrechnung sei für einzel-
ne Aufwendungen des Hauses 
nur bei Vorliegen einer schrift-
lichen Vereinbarung zwischen 
dem Vermieter und einer Mehr-
heit von zwei Drittel der Mieter – 
berechnet nach Mietgegenstän-
den, nicht nach Nutzflächen 

– möglich. »Eine solche Verein-
barung liegt hier nicht vor, da 
die beiden Mieter nichts unter-
schrieben haben.«

In einem Schreiben an die zu-
ständige Hausverwaltung er-
suchte der Jurist um Klärung, 
auf welcher Rechtsgrundlage 
die Änderung der Betriebskos-
ten-Abrechnung erfolgt sei. Eine 
schriftliche Antwort der Haus-
verwaltung blieb zwar aus, das 
Einschreiten der Mietervereini-
gung zeigte jedoch Wirkung: Seit 
Jänner 2019 ist die zwischenzeit-
lich zusätzlich zu den Betriebs-
kosten verrechnete Position 
»Kaltwasser« in den Vorschrei-
bungen der Mieter wieder ver-
schwunden, wie Böhm bestätigt. 

Mietern, denen es ähnlich er-
geht, rät er: »Leisten Sie kei-
ne voreiligen Unterschriften 
und wenden Sie sich an die 
Mietervereinigung.«

»Wenn der Eigentümer ohne 
vertragliche Regelung die Be-
triebskosten-Abrechnung um-
stellt, sollten Mieter möglichst 
rasch eine Beratung bei uns in 
Anspruch nehmen«, sagt Ru-
etz. Im konkreten Fall warte 
man nun auf die Betriebskos-
ten-Abrechnung, die spätes-
tens bis Ende Juni gelegt werden 
muss, um gegebenenfalls weite-
re Schritte einzuleiten. 

 

Bei der Abrechnung der Be-
triebskosten im Vollanwen-
dungsbereich des  Miet-
rechtsgesetzes (MRG) gilt 
grundsätzlich, dass eine 
Verteilung nach Nutzflächen 
erfolgt. Die Betriebskosten 
(Wasser, Müll, Reinigung, 
etc.) werden in der Regel 
jeweils für das gesamte Ge-
bäude verrechnet. Es gibt 
also nur Gesamtrechnungen. 
Als einzelner Mieter bezahlt 
man daran einen prozen-
tualen Anteil, abhängig von 
der Größe der eigenen Woh-
nung. Zur Berechnung wer-
den die Bodenflächen aller 
vermietbaren Wohnungen 
und Geschäftslokale zusam-
mengezählt und so der eige-
ne Prozentsatz an der Ge-
samtnutzfläche errechnet. 
Ein Beispiel: Ein Mieter, der 
in einem Haus mit einer Ge-
samtnutzfläche von 1.000 m² 
eine Wohnung von 100 m² 
bewohnt, hat einen Be-
triebskostenanteil von 10 %.
Abweichungen von der Auf-
teilung nach Nutzflächen 
sind nur bei Vorliegen einer 
schriftlichen Vereinbarung 
zwischen dem Vermieter 
und einer Zweidrittel-Mehr-
heit der Mieter zulässig.  Be-
finden sich in einem Haus 
also beispielsweise 10 Mieter, 
dann müssen mindestens 7 
der Änderung schriftlich zu-
stimmen. 

i Abrechnung der 
Betriebskosten

Oliver Ruetz
ist Jurist der Mieter-
vereinigung in Wien 

Betriebskosten

Alles zum Thema auf 
der Webseite der MVÖ.

*Name von der Redaktion geändert
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Wohnkosten senken, 
damit mehr zum Leben bleibt

Hans-Heinz Plaschka, Vizepräsident der MVÖ.

Die hohen Wohnkosten sind und blei-
ben ein großes Problem. Immer mehr 
Geld geht fürs Wohnen drauf. Neben 
den monatlichen Wohnkosten wer-
den ein Urlaub, ein Familienausflug 
oder zusätzliche notwendige Haus-
haltsausgaben in Folge unerschwing-
lich und unmöglich.

Ein Hauptgrund sind die steigenden 
Mietpreise. Ein immer größer wer-
dender Teil des monatlichen Einkom-
mens muss für das Wohnen aufgewen-
det werden.

Die Mietpreise sind  in den letzten Jah-
ren stets stärker gewachsen als die In-
flation. Seit 1998 haben sich die Mie-
ten um 80 Prozent erhöht, die Infla-
tion um 41 Prozent. Damit gibt eine 
durchschnittliche Familie heute be-
reits 40 Prozent ihres Einkommens für 
die Miete aus.

Zur Dämpfung der Wohnkosten soll 
folgendes 3-Punkte-Paket beitragen:

1. Abschaffung der Mehrwertsteuer auf 
Mieten = 10% weniger Wohnkosten 
2. Einführung des Universalmietrechts
3. Abschaffung der Weiterverrechnung 
von Maklergebühren an MieterInnen
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MVÖ-Vizepräsident Hans-Heinz Plaschka stellt ein 
3-Punkte-Paket zur Dämpfung der Wohnkosten vor. 

Aus den hohen Wohnkosten resultiert 
laut einer Studie auch die Angst der 
ÖsterreicherInnen vor dem Altern. Ein 
Problem das bei jungen Erwachsenen 
bis hin zu den Pensionisten gegenwär-
tig ist. Die Sorge, sich mit der eigenen 
Pension nichts mehr leisten zu kön-
nen, ist immanent. Mehr als die Hälf-
te der Noch-Nicht-Pensionisten fürch-
ten, dass die Lebenssituation im Ru-
hestand schlechter sein wird. Damit 
verbunden ist die Sorge, dass man ein 
Leben lang arbeiten wird und den-
noch im Alter in Armut leben muss.

Die realen (also inflationsbereinigten) 
Einkommenszuwächse waren in den 
letzten Jahren in Österreich schwach. 
2017 sind die realen Einkommen so-
gar leicht gesunken. Gleichzeitig wird 
von den ArbeitnehmerInnen verlangt 
ständig besser, länger und flexibler zu 
arbeiten.



Garantiert gut beraten und gut vertreten.

Die Top-JuristInnen der Mietervereinigung beraten 
kompetent in allen Wohnrechtsfragen und helfen bei 
überhöhter Miete, zu hohen Betriebskosten, zu 
Unrecht einbehaltenen Kautionen und vielem mehr. 
Jetzt Mitglied werden:

Kannst Du auch.
Fair Wohnen?

www.mietervereinigung.at
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Nach einem langen Winter kommt mit dem 
Frühling wieder so richtig Bewegung ins Leben. 
Der Fair-Wohnen-Leitfaden für Mieter:

Freie!ins
Raus

»Sogar mein Schatten
Ist munter und kerngesund
Am Frühlingsmorgen!«
Kobayashi Issa, 1763-1828

Drei knappe Zeilen reichen dem japa-
nischen Haiku-Großmeister Kobay-
ashi Issa, um die jetzt allerorten auf-
keimenden Frühlingsgefühle auf den 
Punkt zu bringen. Längere Tage, mehr 
Sonnenlicht und das Erwachen der 
Natur lässt die Stimmung der Men-
schen steigen. »Raus ins Freie« lautet 
das Motto, es wird wieder geputzt, ge-
sät und gesetzt, geschnitten und ge-
mäht, gesportelt und gelärmt. Damit 
die Frühlingsgefühle für Mieter nicht 
zum Bumerang werden, bringt Fair 
Wohnen eine Übersicht der wichtigs-
ten Regelungen:

Garten
Ein Garten, der von 
jedem Mieter frei be-
nutzt werden kann, 
ist eine Gemein-
schaftsanlage. Die 

Kosten für die regelmäßige Garten-
betreuung und -pflege (Rasenmä-
hen etc.) können als Betriebskosten 

anteilig an die Mieter weiterverrech-
net werden. Größere Arbeiten, wie 
das Fällen eines Baumes oder erst-
malige Neubepflanzung, zählen nicht 
mehr zu den Betriebskosten. Die Ge-
meinschaftsanlage ist im Regelfall al-
len Mietern zugänglich – kein Mieter 
darf einen Teil dieser Fläche für sich 
allein in Anspruch nehmen. In einer 
Hausordnung kann geregelt werden, 
was im Garten erlaubt ist und was 
nicht. Wer ein Blumenbeet anlegt oder 
einen Baum pflanzt, sollte vorher un-
bedingt die Zustimmung des Vermie-
ters einholen. 

Kann der Garten nicht von allen Mie-
tern benützt werden, sondern nur von 
einer bestimmten Gruppe von Mietern, 
dann dürfen die dafür anfallenden Be-
triebskosten auch nur den tatsächli-
chen Nutznießern verrechnet werden. 
In so einem Fall können die Mieter ge-
meinsam mit dem Vermieter bestim-
men, wer Teilnehmer der Gemein-
schaftsanlage ist und eine separate 
Vereinbarung treffen, die Betriebskos-
ten und Erhaltung regelt. Wenn die-
ses Mitspracherecht nicht gegeben ist, 
empfehlen wir eine Rechtsberatung 
bei der Mietervereinigung.
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Ausmaß in der Nachbarschaft gelärmt 
werden darf. So sollten Musikinstru-
mente mit Lautstärkenreglern, Fern-
seher und Stereoanlage auch unter-
tags lediglich auf Zimmerlautstärke 
gespielt werden. Die berühmte »Zim-
merlautstärke« bezieht sich übrigens 
nicht auf einen gewissen Dezibel-Wert. 
Einer Entscheidung des Obersten Ge-
richtshofes (OGH) zufolge wird »Zim-
merlautstärke« dann eingehalten, 
»wenn die Geräusche innerhalb der 
Wohnungen der übrigen Bewohner 
nicht mehr oder doch kaum noch ver-
nommen werden können, sodass die 
Nachbarn dadurch auch nicht wesent-
lich gestört werden.«

Balkon und
Terrasse
Die Einrichtung und 
Nutzung des Balkons 
bzw. der Terrasse 
steht dem Mieter frei 

– solange die Nachbarn nicht gestört 
werden oder Regeln des Hauseigentü-
mers (zB. Hausordnung) missachten. 
Möbel, Sonnenschirme und Pflan-
zen sind ortsüblich und können daher 
auch ohne Genehmigung des Vermie-
ters aufgestellt werden. Vorsicht bei 
Kletterpflanzen wie Efeu oder Wildem 
Wein – diese können das Mauerwerk 
in Mitleidenschaft ziehen.

Für alles, was in der Fassade veran-
kert werden muss (Markisen, schwere 
Blumenkästen) sollte der Mieter vor-
her die Zustimmung des Vermieters 
einholen. Wenn man Blumenkästen 
am Balkon befestigen möchte, müs-
sen diese sicher montiert sein, damit 
sie  nicht herunterfallen können. Vor-
sicht: Entsteht durch einen herabfal-
lenden Blumenkasten ein Schaden, 
dann haftet  nach § 1318 ABGB ent-
weder der Mieter als Wohnungsin-
haber (wenn der Blumenkasten vom 
Fensterbrett fällt bzw. an der Innen-
seite des Balkons montiert war) oder 
der Hauseigentümer (wenn der Blu-
menkasten außerhalb des Balkon-
geländers montiert war). Meist fin-
det sich deshalb bereits im Mietver-
trag ein Passus, wonach alles, was sich 
außerhalb des Mietgegenstandes be-
findet, nur mit Zustimmung des Ver-
mieters angebracht werden darf. Der 
Vermieter kann das Anbringen an der 

Außenseite des Balkons aus Sicher-
heitsgründen untersagen. Hält sich 
der Mieter nicht daran, drohen Unter-
lassungs- oder Besitzstörungsklage.

Pflanzen im
Stiegenhaus
Für Pflanzen im Stie-
genhaus gilt sinnge-
mäß das Gleiche wie 
für Fahrräder. Stie-

genhaus und Gang sind allgemei-
ne Teile der Liegenschaft, daher dür-
fen einzelne Mieter dort auch nichts 
lagern. Zwar hat der Verwaltungsge-
richtshof (VwGH) für Wien vor kur-
zem entschieden, dass Blumenstöcke 
oder auch Fahrräder keine »brand-
gefährlichen Gegenstände« im Sin-
ne des Feuerpolizeigesetzes seien, al-
lerdings können im Stiegenhaus ge-
lagerte Gegenstände im Ernstfall den 
Fluchtweg behindern. Im Verlauf 
von Fluchtwegen dürfen daher keine 
leicht umzuwerfenden, leicht zu ver-
schiebenden oder den Fluchtweg ein-
engenden Objekte gelagert werden. 
Wer sich nicht daran hält, begeht eine 
Verwaltungsübertretung.

Fahrräder 
am Gang
Wenn die Tempe-
raturen wieder ins 
Freie locken, ho-
len auch viele wie-

der ihre Fahrräder aus dem Winter-
schlaf. Nur: Wohin damit? Während 
in Neubauten gesetzlich ein Abstell-
raum geschaffen werden muss, gibt es 
in vielen Altbauten oft gar keine Mög-
lichkeit, das Fahrrad abzustellen. Am 
Gang eines Mehrparteienhauses ist 
das Rad jedenfalls fehl am Platz. Denn 
der Gang gilt als allgemeiner Teil der 
Liegenschaft, wo grundsätzlich von 
keiner Privatperson etwas abgestellt 
werden darf. Im Regelfall gibt die 
Hausordnung Auskunft darüber, was 
wo abgestellt werden darf (z.B. Fahr-
räder nur im Fahrradabstellraum). Ein 
etwaiges Sondernutzungsrecht, das 
einzelnen Mietern erlaubt, ihr Rad am 
Gang abzustellen, müsste im Miet-
vertrag vereinbart werden. Gleichzei-
tig müssen aber feuerpolizeiliche Vor-
schriften beachtet werden, denen zu-
folge die Fluchtwege im Treppenhaus 

Grillen
Wer ein Grillfest 
plant, sollte vorher 
einen Blick in Haus-
ordnung und Miet-
vertrag werfen. Zwar 

ist das Grillen auf Balkon oder Terras-
se grundsätzlich erlaubt, in der Haus-
ordnung bzw. im Mietvertrag können 
sich allerdings individuelle Vorschrif-
ten finden. Darüber hinaus haben 
Grillmeister diverse Landesgesetze 
wie Feuerpolizei-, Luftreinhaltegesetz 
und Bauordnung zu beachten. Rat-
sam ist es jedenfalls, vor der geplan-
ten Grillerei die Nachbarn zu verstän-
digen, um Streitereien wegen Rauch- 
oder Lärmentwicklung zu vermeiden.

Lärm 
In Österreich gibt es 
keine einheitliche 
Ruhezeit. Wann der 
Rasenmäher oder 
die Kettensäge in 

Betrieb gehen dürfen, ist von Ort zu 
Ort verschieden. Empfehlenswert ist 
daher immer eine Recherche bei der 
Gemeinde. Generell gelten meist Ru-
hezeiten von 22.00 bis 6.00 Uhr sowie 
an Sonn- und Feiertagen ganztags. In 
Wien ist beispielsweise das Rasenmä-
hen von Gärten mit einem Benzinmä-
her am Samstag von 12-24 Uhr sowie 
Sonn- und Feiertag ganztägig verbo-
ten. Der Betrieb von Elektro-Rasen-
mähern ist hingegen nicht untersagt. 

Gegen einen lärmenden Nachbarn 
hilft am besten das Gespräch. Bleibt 
dieser Versuch ohne Erfolg, kann die 
Polizei helfen, denn die Erregung stö-
renden Lärms in ungebührlicher Wei-
se stellt nach den jeweiligen Landes-
polizeigesetzen einen Verwaltungs-
straftatbestand dar. Dabei ist immer 
im Einzelfall zu prüfen ist, ob eine an-
gezeigte Lärmerregung störend und 
ungebührlich ist. Die Beurteilung er-
folgt in der Regel durch die Polizei. In 
Wien droht einem Lärmstörer eine 
Geldstrafe bis zu 700 Euro.

Die Freiheiten des Einzelnen enden 
dort, wo der Nachbar beeinträch-
tigt wird. Das sogenannte Rücksicht-
nahmegebot, das im ABGB gesetzlich 
verankert ist, gilt insbesondere dann, 
wenn es darum geht, in welchem 
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nicht versperrt werden dürfen. Wer 
sein Rad länger am Gang stehen lässt, 
riskiert, dass der Drahtesel bei einer 
Entrümpelung kostenpflichtig entfernt 
wird. Die Hausverwaltung muss eine 
Entrümpelung aber rechtzeitig ankün-
digen (durch Aushang, brieflich, per 
E-Mail) und eine Frist setzen, inner-
halb derer die Eigentümer der Gegen-
stände diese selbst entfernen können. 
Werden Fahrräder von der Entrümpe-
lungsfirma entfernt, müssen diese für 
einen Zeitraum gelagert werden, da-
mit Mieter sie auslösen können – meist 
werden 50 Euro pro Fahrrad verlangt.

Kinderwägen am
Gang / im Garten
Bei Kinderwägen 
sieht die Situation 
ein bisschen anders 
aus. Grundsätzlich 
ist ein Mieter  dazu 

berechtigt, Kinderwägen im Hausflur 
ständig und im Bereich des Stiegen-
aufganges vorübergehend abzustellen, 
wie das Landesgericht Graz feststellte. 
Bedingung ist allerdings, dass ande-
re nicht wesentlich behindert werden. 
Auch Besucher eines Mieters können 
einen Kinderwagen im Garten bzw. im 
Hausflur parken. 

Schuhe am Gang
Für Diskussionen 
sorgt oft das Abstel-
len von Schuhen vor 
der Wohnungstü-
re. Hier ist die Lage 
klar: Wenn die Haus-

ordnung das Abstellen von Schuhen 
verbietet, dann gilt das für alle Mie-
ter. Findet sich in der Hausordnung 
kein Verbot, so können Schuhe vor 
der Wohnungstüre toleriert werden, 
solange sich die Nachbarn nicht dar-
an stören. Im Bereich des Wohnungs-
eigentumsgesetzes liegt hierzu sogar 
eine Entscheidung des Obersten Ge-
richtshofes (OGH) vor: Die Montage 
eines Schuhregals im Stiegenhaus als 
»Schuhgarderobe« stelle eine Inan-
spruchnahme von Allgemeinflächen 
des Wohnungseigentumsobjekts dar 
und sei daher nur mit Zustimmung 
der anderen Miteigentümer oder nach 
Genehmigung des Außerstreitrichters 
zulässig. 
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Abriss-Krimi: 
MVÖ erkämpft
Etappensieg 
für die Mieter

Was im Herbst nur eine Hoffnung war, ist nun Realität: Die Mieter im Haus ohne 
Dach in der Wiener Radetzkystraße haben den Winter in ihren Wohnungen über-
standen. Die Chronologie eines mithilfe der Mietervereinigung in einem Rechts-
streit mit dem Hauseigentümer hart erkämpften Etappensieges.



uf halbem Weg zwischen 
der Wiener Innenstadt 
und dem Prater ragt seit 
Monaten ein Haus ohne 

Dach in die Luft. Die exponier-
te Lage an der stark befahrenen 
Franzensbrücke am Donauka-
nal macht es von weitem sicht-
bar und lässt es wie ein Mahn-
mal gegen die Auswüchse der 
Spekulation mit Wohnraum 
wirken. 

Abbruchhammer 
gegen Mieterrechte
Die Vorgeschichte: Obwohl in 
dem Haus in der Radetzkystra-
ße noch acht Mieter mit auf-
rechten Mietverträgen wohn-
ten, ließ der Eigentümer im Juni 
des Vorjahres Abbrucharbeiten 
beginnen. Das Dach sowie ein 
Teil der obersten Etage wurden 
abgetragen. Kurz darauf stopp-
te die Baupolizei die Arbeiten 
und die Magistratsabteilung für 
Architektur und Stadtgestaltung 
(MA19) stellte das 1847 errich-
tete Haus wegen seines äußeren 
Erscheinungsbildes und seiner 
architekturhistorischen Quali-
tät unter Schutz (Fair Wohnen 
berichtete). 

Chronologie
Weil das Haus im Herbst noch 
ohne Dach und teilweise auch 
ohne Fenster da stand, war vor 
dem nahenden Winter Eile ge-
boten. Die Mietervereinigung 
bot – unterstützt von Mieter-
hilfe und Rechtshilfefonds der 
Stadt Wien – den vom Teilabriss 
überrumpelten Mietern rasche 
rechtliche Hilfe an. Seither be-
schäftigt der Fall die Gerichte.

Noch im September brachte die 
Mietervereinigung eine einst-
weilige Verfügung (EV) beim 
Bezirksgericht ein, um die Mie-
ter vor einem weiteren Abriss zu 
schützen. 

3. Oktober: Die Baupolizei trägt 
dem Hauseigentümer per Be-
scheid auf, innerhalb einer Frist 
von 6 Wochen die noch ste-
hende Kamingruppe und ei-
nige ebenfalls noch stehende 
Mauern aus Sicherheitsgrün-
den abzubrechen. Um den Wi-
derspruch zur ursprünglich ein-
gebrachten EV, derzufolge alle 
Abrissarbeiten einzustellen sind, 
aufzuheben, beantragt die Mie-
tervereinigung eine neue EV. 

23. Oktober: Die Mietervereini-
gung bringt eine neue EV beim 
Bezirksgericht ein. »Damit woll-
ten wir erreichen, dass die Ab-
dichtung erfolgt und die Fenster-
öffnungen wind- und schlagre-
gendicht verschlossen werden«, 
erklärt Mietrechtsexperte And-
reas Pöschko. Er orientiert sich 
an der 6-Wochen-Frist der Bau-
polizei vom 3. Oktober und legt 
in der neuen EV den 16. Novem-
ber als Stichtag fest, zu dem die 
Maßnahmen umgesetzt sein 
müssen.

Das Bezirksgericht erlässt in 
der Folge die EV – die Gegen-
seite legt dagegen Rechtsmittel 
ein (sog. »Rekurs«, über den das 
instanzenmäßig übergeordne-
te Gericht entscheidet – in die-
sem Fall das Landesgericht) und 
stellt einen Antrag auf aufschie-
bende Wirkung.

16. November: Stichtag – Die 
in der EV bzw. von der Baupoli-
zei aufgetragenen Maßnahmen 
sind nicht zur Gänze umgesetzt. 
»Die Fensteröffnungen wurden 
zwar abgedichtet, aber nicht 
ausreichend«, sagt Pöschko.

Andreas Pöschko
ist Jurist der Mieter-
vereinigung in Wien 

und vertritt die Mieter 
in der Radetzkystraße 

A
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Das Eckhaus von der Radetzkystraße aus gesehen, aufgenommen im Februar 2019



26. November: Die Mieter-
vereinigung bringt bei Gericht 
einen Antrag auf Zwangsverwal-
tung ein, um die Maßnahmen 
zwangsweise umsetzen lassen 
zu können.  

28. November: Das Bezirks-
gericht weist den Antrag der 
Eigentümer auf aufschiebende 
Wirkung zurück. Das bedeutet, 
dass die Maßnahmen unmittel-
bar umsetzbar sind.

12. Dezember: Lokalaugen-
schein vor Ort. Bei der Bege-
hung des Hauses wird festge-
stellt, dass die Fensteröffnungen 
in der Zwischenzeit wind- und 
regendicht verschlossen wur-
den. Es wurden auch Maßnah-
men zur Abdichtung der ersten 
durchgehenden Etagendecke 
unter dem (fehlenden) Dach 
gesetzt. Die Baupolizei moniert, 
dass bei der Abdichtung kein 
ausreichendes Gefälle herge-
stellt wurde.

18. Dezember: Im Zuge einer 
Verhandlung am Bezirksgericht 
hält die Mietervereinigung den 
Antrag auf Zwangsverwaltung 
aufrecht. »Unserer Meinung 
nach ist die Entwässerung nicht 
ausreichend«, sagt Pöschko.

9. Jänner 2019: Laut Baupolizei 
erfüllt die Dichtebene nun ihren 

Zweck. Die Mietervereinigung 
hält den Antrag auf Zwangsver-
waltung weiterhin aufrecht, weil 
das Thema Gefälle noch nicht 
entsprechend geklärt ist. Jetzt 
muss ein vom Gericht bestell-
ter Sachverständiger prüfen, ob 
die Abdichtung entsprechend 
dem Auftrag ausgeführt wurde.
Immerhin: Im Haus selbst sei es 
nun trocken, erzählen die Mie-
ter. Die Wohnungen sind be-
heizbar – wenngleich auch mit 
höherem Energieeinsatz. 

15. Jänner: Das Wiener Landes-
gericht lehnt den Rekurs des 
Eigentümers ab und bestätigt 
damit die EV. 

»Rückblickend haben wir die 
richtige Vorgangsweise gewählt, 
um den Mietern zu helfen«, sagt 

Pöschko. »Die EV war ein Mittel, 
um dem Eigentümer Verhand-
lungsbereitschaft abzutrotzen.«  

Wie geht es nun weiter? Nach 
Pöschkos Einschätzung werde 
der Eigentümer voraussichtlich 
weiterhin versuchen, Entschei-
dungen zu beeinspruchen und 
damit weiter hinauszuzögern. 
Bis tatsächlich ein Zwangsver-
walter bestellt werden könnte, 
der das Dach wiederherstellen 
lässt, könnte es daher noch 3 bis 
5 Jahre dauern. 

Parlamentarische Anfrage
Diverse Medienberichte und 
eine Petition für den Erhalt des 
Hauses trugen den Fall in die 
Öffentlichkeit und bis ins Parla-
ment. Die SPÖ stellte am 13. De-
zember eine parlamentarische 
Anfrage zum Thema »Organi-
sierte Altbau-Vernichtung in 
Wien«. Darin heißt es u.a.: »Ein 
Blick in das Grundbuch fördert 
im konkreten Fall (Radetzkystra-
ße 24–25) [sic] zu Tage, dass der 
Urheber der rigorosen Abrisstä-
tigkeiten weitreichende Aktivi-
täten zeitigt.« 

Konkret wollten die anfragen-
den Parlamentarier von Justiz-
minister Josef Moser u.a. wissen: 
»Was werden Sie als Minister für 
Verfassung, Reformen, Deregu-
lierung und Justiz unternehmen, 
um den menschenunwürdigen 
Umgang mit Menschen im Rah-
men dieser Spekulationsvorgän-
ge entgegenzutreten?«
Der Minister antwortete am 13. 
Februar: »Die  gehäuften  Ab-
risse  von  Gründerzeithäusern  
in  Wien  sind  mir  aus  Medien-
berichten bekannt. Primär sind 
mit der Zulässigkeit der Abris-
se Fragen des Baurechts ange-
sprochen, das  in  Gesetzgebung  
und  Vollziehung  Landessache  
ist  und  daher  nicht  in  mei-
nen Zuständigkeitsbereich  fällt.  
Soweit  in  Einzelfällen  auch  in  
Mietverhältnisse  eingegriffen 
wurde, besteht bereits nach be-
stehender Rechtslage die Mög-
lichkeit, Unterlassungs- und 
Schadenersatzansprüche gel-
tend zu machen.«
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Die Fensteröffnungen sind mittlerweile wind- und regendicht verschlossen. 

Parlamentarische 
Anfrage der SPÖ 
zum Thema und 

Beantwortung des 
Bundesministers für 
Verfassung, Refor-

men, Deregulierung 
und Justiz, Dr. Josef 

Moser.

Weiterführende 
Infos im Internet: 

»Die einstwei-
lige Verfügung 
war ein Mittel, 
um dem 
Eigentümer 
Verhandlungs-
bereitschaft 
abzutrotzen.«
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Mietervereinigung 
erspart Linzern 
732.000 Euro im Jahr
Weil eine gemeinnützige Bauvereinigung im Nachhinein den Erhaltungs- 
und Verbesserungsbeitrag erhöhen wollte, drohten Mietern in Linz saftige 
Mehrkosten. Dank des Einsatzes des Teams der Mietervereinigung Ober-
österreichs ist die Erhöhung nun vom Tisch.   

ach bangen Wochen kön-
nen die 508 Mieter einer 
großen Wohnanlage in 

Linz-Kleinmünchen nun aufat-
men: Ende Jänner zog die Ge-
schäftsführung einer gemein-
nützigen Bauvereinigung (GBV) 
den Antrag auf Erhöhung des 
Erhaltungs- und Verbesse-
rungsbeitrags (EVB) zurück – 
den Mietern bleiben durch das 
entschlossene Einschreiten der 
Mietervereinigung Oberöster-
reichs Mehrkosten von mehr als 
732.000 Euro im Jahr erspart. 

Die Vorgeschichte des Falles 
reicht bis ins Jahr 2004 zurück: 
Damals hatte die GBV eine Ge-
neralsanierung durchgeführt. 
Den Mietern wurde ein Schrei-
ben übermittelt, wonach die 
Kosten der Sanierung aus den 
laufenden EVBs bezahlt werden 
könnten. 

Im Vorjahr beantragte die GBV 
jedoch bei der Schlichtungsstel-
le des Magistrates Linz, den mo-
natlichen EVB um 2,20 Euro pro 
Quadratmeter und Monat zu er-
höhen. Damit wäre praktisch 
über Nacht die Gesamtmiete 
für eine 70-Quadratmeter-Woh-
nung um 154 Euro gestiegen. 
Als Grund für die beantragte 

Erhöhung gab die GBV einen 
Rückstand aus der Instandhal-
tungsabrechnung an, der sich 
auf mehr als 7,3 Millionen Euro 
belaufe. 

Die Mietervereinigung über-
nahm die Vertretung der Be-
troffenen im Verfahren vor der 
Schlichtungsstelle (Fair Woh-
nen berichtete) und suchte 
gleichzeitig das Gespräch mit 
Vertretern der GBV – mit Erfolg, 
denn schließlich rückte das 
Unternehmen von der EVB-Er-
höhung ab. 

Aus Sicht der Mietervereinigung 
wäre die GBV bereits in der Ver-
gangenheit dazu verpflichtet ge-
wesen, Erhaltungs- und Verbes-
serungsarbeiten aus den einge-
hobenen EVBs zu finanzieren. 
Sollte sich bereits in der Vergan-
genheit gezeigt haben, dass die 
gesetzlich zulässigen EVBs nicht 
ausreichen, hätte die GBV schon 
damals einen Antrag auf Erhö-
hung bei der Schlichtungsstel-
le einbringen müssen. Im Rah-
men eines solchen Verfahrens 
lässt die Behörde Notwendigkeit 
sowie Preisangemessenheit der 
beantragten Erhaltungsarbeiten 
von einem Amtssachverständi-
gen prüfen. 
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Die Mieter in Linz-Klein-
münchen ersparen sich im 
Schnitt 1.440 Euro im Jahr.

Peter Binder
ist Landesvorsitzender  

der MVÖ OÖ 

Nicole Hager-
Wildenrotter

ist Landesgeschäfts-
führerin der MVÖ OÖ 

Sonja Toifl-
Campregher

Ehem. Landesge-
schäftsführerin der 

MVÖ OÖ

 
Der Erhaltungs- und Verbes-
serungsbeitrag (EVB) stellt 
ein zweckgebundenes Geld 
für Reparaturen oder Ver-
besserungen dar, für deren 
Durchführung der Vermie-
ter zuständig ist. Gesetzlich 
geregelt ist der EVB im Be-
reich der Wohnungen von 
gemeinnützigen Bauvereini-
gungen (GBV). 
Grundsätzlich entscheidet 
die GBV, wie hoch der EVB 
ist. Das Wohnungsgemein-
nützigkeitsgesetz (WGG) 
setzt jedoch Höchstgrenzen 
fest – seit 1.7.2016 dürfen 
bis zu einem Gebäudealter 
von 5 Jahren maximal 0,50 
Euro/m² verrechnet werden. 
Danach darf der Betrag jähr-
lich um 6 Cent angehoben 
werden. Somit kann der EVB 
kontinuierlich ansteigen, bis 
ein Höchstwert von 2 Euro/
m² erreicht wird. 
Kommt die Genossenschaft 
bei umfassenden Erhal-
tungsarbeiten nicht mit dem 
EVB aus, kann bei Schlich-
tungsstelle oder Gericht eine 
Erhöhung beantragt werden.

i Was ist der EVB?
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D

Mieten: Fakten 
statt Mythen
Lukas Tockner, Referent für Wohn-
politik in der Arbeiterkammer 
Wien, erklärt im Interview mit 
Fair Wohnen, warum die Mieten 
so stark steigen und räumt mit 
einigen Mythen rund um 
das Thema auf.

ie Mieten steigen seit Jahrzehn-
ten stärker als die Löhne und 
die allgemeine Teuerung. Was 

sind die Gründe dafür?
Es gibt zwei wesentliche Gründe. Ein 
Preistreiber ist das Bevölkerungs-
wachstum in Wien. Dadurch wird es 
am Wohnungsmarkt enger. Den jüngs-
ten Bevölkerungsprognosen zufolge 
wird die Stadt weiter wachsen - wenn 
auch abgeschwächt. Was seit der Fi-
nanzkrise 2008 die Wohnungskrise 
verschärft, ist die Nachfrage nach Ver-
anlagung. Das wirkt sich stark auf die 
Preise für Eigentum und Grundstücke 
aus, aber auch auf die Mieten.

Sowohl Ihre Studien als auch unse-
re Auswertungen zeigen, dass die Be-
triebskosten etwa im Ausmaß der In-
flation steigen. Die Ursache für die 
Steigerung der Mieten müsste folge-
richtig der Nettohauptmietzins sein.
Ja. Die Daten der Statistik Austria zei-
gen, dass es langfristig die Haupt-
mietzinse sind, die zu den teureren 
Mieten führen. Euer Betriebskosten-
spiegel zeigt für die privaten Altbau-
wohnungen, was der größere Mikro-
zensus für den ganzen Wohnungs-
markt zeigt: dass die Betriebskosten 
sich im Wesentlichen mit der Infla-
tion entwickeln.

Was kann man gegen die Steigerung 
der Mietpreise unternehmen?
Ein Rezept ist mehr geförderter Wohn-
bau. Wenn die Bevölkerung wächst, 
dann ist es erforderlich direkt die An-
zahl der bezahlbaren Wohnungen zu 
erhöhen. Mittelfristig bin ich da ver-
halten optimistisch. Einerseits gibt es 
die neue Widmungskategorie für ge-
förderten Wohnbau und der Wohn-
fonds Wien stellt im Rahmen der 
Wohnbauoffensive seit 2016 verstärkt 
Liegenschaften aus seinem Bestand 
zur Verfügung. Andererseits wurden 
die Bevölkerungswachstumsprogno-
sen merklich zurückgenommen. Nicht 
so optimistisch bin ich dagegen bei 

den Wohnungen im Bestand, die im 
privaten Bereich nicht bezahlbar sind. 
Hier gäbe es beim Mietrecht Hebel, 
um anzusetzen. Die Forderungen der 
AK dazu sind bekannt und decken sich 
ja auch in vielen Bereichen mit den 
Forderungen der Mietervereinigung.

Vermieter behaupten gerne, dass 
durch die Preisregelungen des Miet-
rechtsgesetzes das Vermieten im 
Altbau kaum rentabel wäre. Führen 
diese Regelungen aus Ihrer Sicht tat-
sächlich dazu, dass sich das Vermie-
ten dort nicht mehr rechnet?
Dass sich die Vermietung nicht rentier-
te, ist eine Behauptung, keine Tatsache. 

Lukas Tockner, Referent für Wohnpolitik in der AK Wien.
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In einer Stadt ändern sich, auch wenn 
die Bevölkerung nicht wächst, die 
Haushalte. Das erfordert Umzüge und 
einen gewissen Leerstand. Als gesun-
de Mobilitätsreserve gelten 3 Prozent. 
Die Datenlage ist dürftig, aber ich mei-
ne, dass wir in Wien derzeit unter die-
sen 3 Prozent liegen. Nun ist die Fra-
ge: lässt man eine Wohnung wegen der 
Preisregelungen im Mietrechtsgesetz 
leer stehen? Wenn ich eine Altbau-
wohnung unbefristet zum Richtwert 
vermiete, kann ich rund 6 Euro (net-
to pro Quadratmeter Wohnnutzfläche, 
Anm.) verlangen. Es ist wohl besser, 
diese 6 Euro – mit Lagezuschlag auch 
deutlich mehr - zu nehmen, als die 
Wohnung leer stehen zu lassen und 
für die anteiligen Betriebskosten in der 
Höhe von 2 Euro selbst aufzukommen. 
So betrachtet, sehe ich kein wirtschaft-
liches Motiv, nicht zu vermieten. 

Eine weitere gern bemühte Be-
hauptung ist, dass ein freier Woh-
nungsmarkt die Preise sinken lie-
ße. Gibt es für dafür einen empiri-
schen Nachweis? Hat das irgendwo 
funktioniert?
Auch diese Behauptung ist aus meiner 
Sicht haltlos. Bei Neubauten gibt es in 
Österreich einen freien Markt ohne 
Preisgrenzen – dort kann man zu Prei-
sen verkaufen oder vermieten, die der 
Markt hergibt. Diese Preise steigen 
seit Jahren massiv. Trotzdem haben 
wir immer noch zu wenig Wohnun-
gen. 2016 und 2017 sind die Baube-
willigungen auch im freifinanzierten 
Wohnbau stark gestiegen. Dabei kom-
men aber meist nicht leistbare, mittel-
große Mietwohnungen, sondern klei-
ne und teure Eigentumswohnungen 
heraus. Der Blick über den Tellerrand 
hilft ein Stück weiter: Berlin ist vom 
Bevölkerungszuzug her in einer ähnli-
chen Situation wie Wien. Vor der Miet-
preisbremse gab es für lange Zeit die 
freie Vermietung. Zudem existiert für 
den Bestand ein Vergleichsmietensys-
tem, womit Vermieter in einem enger 
werdenden Wohnungsmarkt sogar bei 
aufrechten Verträgen den Hauptmiet-
zins real (also stärker als die Inflation) 
erhöhen können. Es wurde trotzdem 
viel zu wenig gebaut. Der freie Markt, 
ohne politische Steuerung, allein als 
dezentrale Aktivität von gewinnorien-
tierten Unternehmen, funktioniert am 
Wohnungsmarkt überhaupt nicht. 

Zum Thema Befristungen: Zwei von 
drei neuen privaten Mietverträgen 
sind befristet. Wohin entwickelt sich 
das in Zukunft? Werden von den Be-
fristungen künftig auch Ältere stär-
ker betroffen sein? Müssen Oma und 
Opa bald alle 3 Jahre umziehen?
Der Befristungsanteil bei neu vermie-
teten Verträgen wird immer höher. 
Das hat auch mit rollierenden Verträ-
gen zu tun. Wir haben im Herbst letz-
ten Jahres eine Umfrage gemacht, an 
der sich 3.300 Haushalte beteiligt ha-
ben. Eine Frage war: Wollten Sie einen 
befristeten Vertrag? 87 Prozent ha-
ben geantwortet: »Nein, aber ich habe 
nichts Anderes gefunden.« Wenn sich 
die rollierenden Befristungen fort-
setzen, stehen wir in 20-30 Jahren 

Kriteriums festgelegt wurde. Seither 
hat sich Einiges geändert. Es gab die 
Entscheidung des OGH, wonach die 
Lage nicht allein aus dem Grundkos-
tenanteil abzuleiten ist. In der neuen 
Lagezuschlagskarte der Stadt Wien ha-
ben die Durchschnittslagen zugenom-
men. Ich würde das Regierungspro-
gramm deshalb so interpretieren, dass 
man nicht nur die Gründerzeitviertel 
aus dem Richtwertgesetz streichen, 
sondern auch den Lagezuschlag wie-
der an den Bodenpreis koppeln wür-
de. Das würde die Neuvermietung und 
die Verlängerung befristeter Verträge 
im privaten Altbausegment in großen 
Teilen der Stadt erheblich verteuern. 

Wie Ihre Studien bereits mehrfach 
gezeigt haben, wird derzeit auch 
dort, wo die Preisgrenzen des Richt-
werts gelten sollten, real deutlich 
teurer vermietet…
Ja. Kurios ist, dass fallweise beim 
Richtwertsystem Mieten herauskom-
men, die der Markt gar nicht hergibt. 
Im 1. Bezirk ist ein Lagezuschlag von 
bis zu 11 Euro möglich, dazu kommen 
noch einmal 6 Euro Richtwertmiete. 
Das macht 17 Euro; deutlich über der 
Marktmiete.

Die neue Wiener Bauordnung führt 
die Widmungskategorie »geförder-
ter Wohnbau« ein, die dazu dienen 
soll, die Bodenpreise einzudäm-
men. Was erwarten Sie von dieser 
Maßnahme?
Die Bauordnungsnovelle ist ein gro-
ßer Wurf und ich hoffe, dass die Um-
setzung auch tatkräftig erfolgt. Vor 
der Bauordnungsnovelle wäre in 
U-Bahn-Nähe auch in Außenbezirken 
trotz einer Umwidmung kein geförder-
ter Wohnbau möglich gewesen, weil 
Preise zwischen 800 und 1.000 Euro 
pro Quadratmeter Wohnnutzfläche 
verlangt werden. Ein gemeinnütziger 
Bauträger darf jedoch höchstens 235 
Euro pro Quadratmeter Wohnnutzflä-
che ausgeben, um Wohnbauförderung 
bekommen zu können. Die neue Wid-
mung bringt einen Fortschritt, denn 
damit wird dort in einem Ausmaß von 
50-66 Prozent geförderter Wohnbau 
möglich. Wenn der Grundeigentümer 
34 Prozent um 900 Euro pro Quadrat-
meter Wohnnutzfläche verkauft und 
den Rest um 235 Euro, lukriert er oder 
sie immer noch eine stattliche Summe.

»Das wäre ein 
Horrorszenario, 
das bei gegebenem 
Status quo nicht 
ausgeschlossen 
werden kann.«
möglicherweise vor der Situation, dass 
ein Vermieter den befristeten Vertrag 
nicht mehr verlängert, weil der Mieter 
in Pension geht und weniger Einkom-
men zur Verfügung hat. Das wäre ein 
Horrorszenario, das bei gegebenem 
Status quo nicht ausgeschlossen wer-
den kann. Die Arbeiterkammer fordert 
seit geraumer Zeit, dass Befristungs-
möglichkeiten stark eingeschränkt 
werden sollen. Wenn jemand eine 
Wohnung vermietet, die er beispiels-
weise geerbt hat, dann ist eine Befris-
tung für den Fall des Eigenbedarfs ein-
sichtig. Bei großen Immobilienkonzer-
nen sehe ich aber keinen Bedarf nach 
befristeter Vermietung. Das dient aus 
meiner Sicht nur einer sozial wenig 
verträglichen Gewinnmaximierung.

Die Regierung plant, auch in Grün-
derzeitvierteln einen Lagezuschlag 
zu ermöglichen. Das träfe haupt-
sächlich Wien. Wie würde sich diese 
Maßnahme auswirken?
Das Regierungsprogramm wurde zu 
einem Zeitpunkt geschrieben, wo der 
Lagezuschlag auf Basis der Grund-
stückspreise und keines anderen 
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Elke Hanel-Torsch
ist Landesvorsitzende
der Mietervereinigung 
Wien

Die wichtigsten 
Fristen im Mietrecht
Bei mietrechtlichen Fragen gelten meist Fristen, innerhalb derer man seine Rechte 
geltend machen muss. Damit Sie künftig nie zu spät dran sind, hat Elke Hanel-
Torsch, Wiener Landesvorsitzende der Mietervereinigung, die wichtigsten Fristen 
zusammengefasst – von A wie Ablöse bis V wie Vertragserrichtungskosten:
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Ablöse
Als Vormieter können Sie für 
bauliche Investitionen in eine 
Mietwohnung oder in Möbel 
(Möbelablöse) mit einem Neu-
mieter eine Ablöse vereinbaren. 
Wer zu viel verlangt, muss damit 
rechnen, dass gegen ihn ein Ab-
löseverfahren eingeleitet wird. 
Der Rückforderungsanspruch 
besteht 10 Jahre lang.

Anbot
Das Anbot müsste eigent-
lich »Angebot« heißen, denn 
das ist es rechtlich betrachtet 
auch. Jedenfalls notwendig ist 
das Festlegen einer individu-
ellen Bindungsfrist, in der die 
Annahme zu erfolgen hat. Bei-
spiel: Dieses Anbot gilt nur bis 
zum 30.04.2019. Wir raten dazu, 
das Anbot immer zu befristen – 
und zwar sehr kurz: 2 Tage oder 
kürzer.

Im Konsumentenschutzge-
setz wurde ein Rücktrittsrecht 
festgelegt, um Überrumpelun-
gen von Konsumenten zu ver-
hindern. Wenn daher das An-
bot am selben Tag (innerhalb 
von 24 Stunden) unterzeichnet 
wurde, an dem die Wohnung 

erstmals besichtigt wurde, dann 
kann man schriftlich kostenfrei 
zurücktreten. Die Rücktrittsfrist 
beträgt 1 Woche ab der Unter-
zeichnung und beginnt erst zu 
laufen, sobald der Verbraucher 
eine Zweitschrift seiner Ver-
tragserklärung/en und eine 
schriftliche Belehrung über das 
Rücktrittsrecht erhalten hat.

Das Rücktrittsrecht erlischt je-
doch spätestens 1 Monat nach 
dem Tag der erstmaligen Be-
sichtigung. Eine an den Immo-
bilienmakler gerichtete Rück-
trittserklärung bezüglich des 
Anbots/Mietvertrages gilt auch 
für einen im Zuge der Vertrags-
erklärung abgeschlossenen 
Maklervertrag.

Befristungen 
Für Wohnungen, die ganz oder 
teilweise dem Mietrechtsgesetz 
(MRG) unterliegen, muss ein be-
fristeter Mietvertrag eine Min-
destdauer von 3 Jahren haben - 
egal, ob es sich dabei um einen 
Haupt- oder Untermietvertrag 
handelt. Eine kürzere Befris-
tung ist nicht rechtswirksam 
und es entsteht automatisch 

ein unbefristeter Vertrag. Unter-
liegt das Mietobjekt dem Allge-
meinen Bürgerlichen Gesetz-
buch (ABGB), kann die Dauer 
kann nach Belieben vereinbart 
werden.

Befristete Mietverhältnisse en-
den durch Zeitablauf. Der Miet-
vertrag endet daher mit dem 
vereinbarten Datum, ohne dass 
eine Kündigung durch den Ver-
mieter notwendig ist.

Wird ein befristeter Vertrag nach 
Ablauf der Befristung nicht ver-
längert oder aufgelöst, geht die-
ser in einen auf 3 Jahre befriste-
ten Mietvertrag über. Wird der 
Mietvertrag nach Ablauf die-
ser 3 Jahre neuerlich nicht ver-
längert oder aufgelöst, verwan-
delt sich der befristete Mietver-
trag stillschweigend in einen 
unbefristeten.

Betriebskosten: Abrechnung
Die Betriebskostenabrechnung 
nach dem MRG bzw. Woh-
nungsgemeinnützigkeitsgesetz 
(WGG) für Hausbetriebskos-
ten muss spätestens zum 30.6. 
gelegt werden. Die Heiz- und 



26 FAIR WOHNEN 1/19

FAIR WOHNEN RECHT

grundsätzlich von dem Folge-
mieter eingehoben werden.

Investition: Ablöse
Falls Sie als Mieter den Mietver-
trag kündigen, beginnt mit der 
Kündigung eine Frist von 14 
Tagen, um die Investitionsab-
löse anzumelden. Dabei müs-
sen Sie dem Vermieter auch alle 
Rechnungen vorlegen. Im Fal-
le einer einvernehmlichen Auf-
lösung haben Sie auch 14 Tage 
Zeit, Ihren Investitionskostener-
satz geltend zu machen.

Investition: Ansprüche 
Für den Fall, dass ein Mieter in-
nerhalb der letzten 20 Jahre 
Investitionen getätigt hat, die 
zu einer wesentlichen Verbes-
serung der Wohnung über die 
Mietdauer hinaus führen, hat er 
in bestimmten Fällen Anspruch 
auf Ersatz dieser Aufwendun-
gen - vermindert um eine jähr-
liche Abschreibung. 

Der Mieter muss gegenüber 
dem Vermieter unter Vorlage 
von Rechnungen seine Ansprü-
che schriftlich geltend machen, 
und zwar spätestens 14 Tage 
nach einvernehmlicher Auf-
lösung bzw. Kündigung durch 
den Mieter, bei Aufkündigung 
durch den Vermieter binnen 
einer Frist von 2 Monaten ab 
Eintritt der Rechtskraft des Räu-
mungstitels. Wird die Wohnung 
früher zurückgegeben, muss der 
Anspruch spätestens bei der 
Rückstellung der Wohnung gel-
tend gemacht werden. 

Kaution
Die Kaution ist grundsätzlich so-
fort nach der Rückstellung der 
Wohnung samt Zinsen zurück-
zuzahlen. Nur für Schäden an 
der Wohnung, die über die ge-
wöhnliche Abnützung hinaus-
gehen, dürfen Teile der Kaution 
einbehalten werden. Zahlt der 
Vermieter die Kaution nicht (zur 
Gänze) zurück, sollten Sie ihn 
mittels eingeschriebenem Brief 
zur Rückzahlung auffordern.

Betriebskosten: Überprüfung
Betriebskostenüberprüfungen 
sind in einem Haus, auf welches 
das MRG voll anwendbar ist, 
aber auch bei der ABGB-Mie-
te bis zu 3 Jahre rückwirkend 
möglich, sofern die Betriebs-
kostenabrechnungen zur Verfü-
gung stehen. 

Bei Genossenschaftswohnun-
gen gilt das WGG. Hier gibt es 
eine Einspruchsfrist von 6 Mo-
naten ab Legung der Abrech-
nung. Ist der Einspruch recht-
zeitig erfolgt, gilt auch hier 
eine Frist von 3 Jahren für die 
Rückforderung einer allfälligen 
Falschverrechnung.

Heizkosten bei Gemeinschafts-
anlagen, die nach Verbrauch 
abgerechnet werden, kön-
nen ebenfalls überprüft wer-
den. Hier gilt das Heizkostenab-
rechnungsgesetz (HeizKG), das 
eine Einspruchsfrist von 6 Mo-
naten ab Legung der Abrech-
nung vorsieht. Ist der Einspruch 
rechtzeitig erfolgt, gilt auch hier 
eine Frist von 3 Jahren für die 
Rückforderung einer allfälligen 
Falschverrechnung.

Betriebskosten: 
Nachzahlung bzw. Guthaben
Allfällige Nachzahlungen oder 
Gutschriften aus der Betriebs-
kostenabrechnung sindnach 
deren Legung zum übernächs-
ten Zinstermin fällig. Im MRG/
WGG ist vorgesehen, dass Sie 
als Mieter dann nachzahlen 
oder die Gutschrift erhalten, 
wenn Sie zum Fälligkeitszeit-
punkt (= spätestens 1.8.) Mie-
ter der Wohnung sind.

Finanzierungsbeitrag
Nach Mietende und Rückstel-
lung der Wohnung im WGG 
sind eingehobene Finanzie-
rungsbeiträge, vermindert um 
eine vorzunehmende Abwer-
tung, binnen 8 Wochen an die 
Mieterin bzw. den Mieter zu-
rückzubezahlen. Jener Betrag, 
welcher dem ausscheidenden 
Mieter ausbezahlt wird, darf 

Warmwasserkostenabrechnung 
muss binnen 6 Monaten ab 
Ende der Abrechnungsperio-
de gelegt werden. Ein Beispiel: 
wenn die Abrechnungsperio-
de mit August endet, dann hat 
der Wärmeabgeber die Abrech-
nung spätestens mit 28.2. des 
Folgejahres zu legen. Wenn das 
Kalenderjahr gewählt wurde, 
dann gilt auch hier der 30.6. als 
Stichtag.

Damit die Betriebskostenab-
rechnung rechtzeitig geltend ge-
macht ist, genügt eine Aufstel-
lung der Ausgabenposten, die 
der Vermieter in dem betreffen-
den Abrechnungsjahr verrech-
nen will, samt den dazugehö-
rigen Belegen. Das heißt noch 
nicht, dass die Betriebkostena-
brechnung auch inhaltlich rich-
tig sein muss. 

Werden Ihnen Kosten nicht in-
nerhalb einer Jahresfrist ab 
Ende des Verrechnungsjah-
res (= 31.12.) durch Legung 
(oder Ergänzung) der Abrech-
nung angezeigt, so tritt Präklu-
sion ein (dh. das Recht des Ver-
mieters/der Hausverwaltung, 
Kosten geltend zu machen, geht 
unter). In diesem Fall können 
Ihnen diese Beträge nicht mehr 
verrechnet werden.

Betriebskosten: 
Belegeinsicht
Als Mieter haben Sie grundsätz-
lich das Recht, Kopien der Be-
lege der Betriebskostenabrech-
nung zu erhalten. Allerdings gilt 
dieses Einsichtsrecht sowie das 
Recht auf Ausfolgung von Ko-
pien nur innerhalb von 6 Mo-
naten ab Legung der Jahresab-
rechnung - in der Regel endet 
die Frist also mit 31.12. Danach 
ist der Vermieter nicht mehr zur 
Herausgabe verpflichtet. 

Es ist daher ratsam, jedes Jahr 
kurz nach der Legung schrift-
lich eingeschrieben eine Kopie 
der Abrechnung gegen Kosten-
ersatz zu verlangen.
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Kündigung bei 
befristeten Mietverträgen
Mieter können einen befristeten 
Mietvertrag erst nach Ablauf 
eines Jahres ab Vertragsbeginn 
vorzeitig –wichtig: schriftlich! - 
kündigen. Die Kündigungsfrist 
beträgt 3 Monate. Damit ist ein 
Mieter zumindest 16 Monate an 
einen befristeten Vertrag gebun-
den. 12 Monate muss der Mieter 
in der Wohnung sein, um im 13. 
Monat den Vertrag kündigen zu 
können. Dann läuft die dreimo-
natige Kündigungsfrist, und am 
Monatsletzten des 16. Monats ist 
das Mietverhältnis beendet. 

Eine andere Vereinbarung im 
Mietvertrag ist nur dann zuläs-
sig, wenn der Mieter dadurch 
besser gestellt wird. Eine vor-
zeitige Auflösung ist nur im Ein-
vernehmen mit dem Vermieter 
möglich.

Achtung: Ein befristeter Miet-
vertrag über ein Ein- oder Zwei-
familienhaus kann nur dann ge-
kündigt werden, wenn eine Kün-
digungsmöglichkeit vereinbart 
wurde. Ansonsten muss die ge-
samte Vertragsdauer eingehal-
ten werden.

Kündigung bei 
unbefristeten Mietverträgen
Bei unbefristeten Verträgen 
kann der Mieter grundsätzlich 
jederzeit unter Einhaltung der 
vereinbarten Kündigungsfrist 
sein Mietverhältnis beenden. 
Sehr oft ist im Vertrag eine Kün-
digungsfrist von 3 Monaten vor-
gesehen. Gibt es keine Vereinba-
rung, sieht das Gesetz eine ein-
monatige Frist vor. Nur wenn 
der Vermieter zustimmt, dass 
man früher ausziehen darf, ist 
eine einvernehmliche Vertrags-
auflösung zu jedem Zeitpunkt 
möglich.

Kündigungsfrist
Die Kündigungsfrist beginnt zu 
laufen, sobald das Kündigungs-
schreiben beim Vermieter ein-
gelangt ist. Relevant ist also 
nicht der Poststempel, sondern 

das Eingangsdatum. Deshalb 
ist es sinnvoll, die Kündigung 
per Einschreiben  zu übermit-
teln, um einen Nachweis zu ha-
ben, dass das Schreiben einge-
langt ist.

Kündigung, fristlos
Wenn der Mieter aus Gründen, 
die nicht von ihm zu vertreten 
sind, die Wohnung nicht in dem 
vereinbarten Gebrauch benüt-
zen kann, erlaubt das ABGB eine 
vorzeitige Auflösung des Miet-
vertrages (ähnlich einer fristlo-
sen Kündigung). Achtung: Erst 
wenn Sie als Mieter den Mangel 
angezeigt, eine Frist zur Behe-
bung gesetzt und Ihr Vermieter 
diese ohne weitere Handlungen 
hat verstreichen lassen, kön-
nen Sie eine Auflösungserklä-
rung (Kündigung des Mietver-
trages) an Ihren Vermieter schi-
cken. Ein Gericht müssen Sie 
dafür nicht einschalten. Wirk-
sam wird Ihre »fristlose Kündi-
gung« erst mit Zugang an den 
Vermieter.

Kündigung durch Vermieter
Als Mieter einer Wohnung unter-
liegen Sie dem Kündigungs-
schutz des MRG. Der Vermie-
ter darf Sie nur dann – gericht-
lich - kündigen, wenn Sie einen 
im Gesetz genannten Kündi-
gungsgrund setzen. Ausschließ-
lich Mieter von Ein- und Zwei-
familienhäusern mit nach 2001 
abgeschlossenen Verträgen ha-
ben keinen Kündigungsschutz. 
Die Kündigungsfrist beträgt für 
Wohnungen 1 Monat bei mo-
natlicher Bezahlung des Miet-
zinses - ansonsten 3 Monate, 
immer zum Monatsletzten.

Mietzinsüberprüfung
Um die Höhe des vereinbarten 
Mietzinses überprüfen zu las-
sen, gilt bei unbefristeten Miet-
verträgen: Binnen 3 Jahren ab 
Abschluss der Mietzinsverein-
barung müssen Sie ein Verfah-
ren einleiten, um deren Unwirk-
samkeit vor Schlichtungsstelle 
oder Gericht geltend zu machen. 

Verabsäumen Sie diese Frist, 
kann die Höhe des vereinbarten 
Mietzinses nicht mehr überprüft 
werden. Bei befristeten Mietver-
trägen endet die Frist zur Über-
prüfung der Mietzinsvereinba-
rung spätestens 6 Monate nach 
Auflösung des Mietverhältnis-
ses oder nach Umwandlung in 
ein unbefristetes Mietverhältnis.

Rügepflicht
Der Mieter muss dem Vermieter 
die Unbrauchbarkeit der Woh-
nung oder eines bestimmten 
Ausstattungsmerkmales bzw. 
das Fehlen des zeitgemäßen 
Standards der Badegelegenheit 
anzeigen. Der Vermieter muss 
die Möglichkeit haben, den 
Mangel innerhalb einer ange-
messenen Frist, höchstens aber 
binnen 3 Monaten ab Zugang 
der Anzeige, zu beheben. Ver-
bessert der Vermieter nicht, so 
ist bei der Mietzinsbildung von 
der bei Mietvertragsabschluss 
vorhandenen Ausstattungskate-
gorie auszugehen.

Vertragserrichtungskosten
Bei allen Wohnungen, die voll 
unter das MRG fallen, sind Kos-
ten für die Erstellung des Ver-
trages verboten. Sollten Sie da-
für etwas bezahlt haben, kön-
nen Sie den Betrag binnen 10 
Jahren zurückfordern. Zuläs-
sig kann die Zahlung jedoch 
in Wohnungen sein, die nicht 
oder nur teilweise dem MRG 
unterliegen.

 
Zeitsparende Musterschreiben 
finden Mitglieder im Down-
loadcenter der MVÖ-Webseite:

QR-Code zum Downloadcenter. 

i Mehr Service:
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FAIR WOHNEN INTERVIEW

Über 35 Jahre stand Dr.in Sonja Toifl-Campregher Mietern in Oberösterreich zur 
Seite. Jetzt tritt die langjährige MVÖ-Landesgeschäftsführerin ihren Ruhestand an. 
Im Gespräch mit Fair Wohnen wirft sie einen Blick zurück und einen nach vorn.

»Meinem Aufruf sind allein 
in Linz 5.000 Mieter gefolgt«

Starten wir mit dem Blick zurück.
Wann hast Du bei der Mietervereini-
gung begonnen?
1983, im Oktober – nach meinem Jus-
studium und der Gerichtspraxis in 
Linz. Weil Gendern damals noch nicht 
einmal als Fremdwort bekannt war, 
habe ich die Aufgaben eines »Landes-
sekretärs« der MVÖ Oberösterreichs 
von unserem nunmehrigen Vor-
standsmitglied Dr. Reinhold Schädl 
übernommen. Ohne Einschulungs-
phase. Mit meinen zu Beginn 30 Wo-
chenstunden und einer Kollegin mit 
20 Wochenstunden im Sekretariat wa-
ren wir damals ein sehr kleines Team, 
das rund 2.000 Mitglieder betreut hat. 
Anfangs kamen manchmal noch rat-
suchende Mieter ins Büro und sagten: 
»Fräulein, wir haben einen Termin 
beim Herrn Doktor.«

Wie sah der Arbeitsalltag aus?
Unsere Mitglieder hielten uns sehr 
langfristig die Treue und hatten nicht 
so viele akute Anliegen wie heute. Es 
gab noch kein Fax, keine E-Mails und 
keine ständige Erreichbarkeit am Mo-
biltelefon. Die Zeiten waren wesent-
lich weniger hektisch als heute. Ab 
1982 gab es ein völlig neues Mietrecht 
mit Kategorien-Mietzinsen, für die 
sich erst eine Judikatur zu den diver-
sen Ausstattungsmerkmalen entwi-
ckeln musste. Telefonische Auskünf-
te waren für mich als Neuling eine He-
rausforderung, weil unsere Mitglieder 

teilweise existenzielle Fragen (»Muss 
ich ausziehen? Muss ich die höhere 
Miete bezahlen?«) an mich gerichtet 
haben, obwohl die Beantwortung ins-
besondere der Frage der Anwendbar-
keit des Mietrechtsgesetzes mit seinen 
vielen unterschiedlichen Stichtagen 
im Beratungsalltag nicht immer ein-
fach ist. Welcher Mieter weiß schon, 
wann genau die erste Baubewilligung 
für das Haus erteilt wurde, in das er 
gerade eingezogen ist oder in dem er 
wohnt?

Du hast für die Mitglieder in Oberös-
terreich unzählige Verfahren geführt 
und gewonnen. An welche denkst du 
heute noch öfter zurück?
Besonders in Erinnerung ist mir die 
Vertretung von Mietern in einem Heiz-
kostenverfahren gegen eine gemein-
nützige Wohnungsgesellschaft in Linz, 
deren Abrechnungen für die Mieter 
Heizkostennachzahlungen von bis zu 
2.000 Euro pro Wohnung ergeben hät-
ten. Die Verhandlungen fanden wegen 
der großen Anzahl von Betroffenen im 

 Einsatz für Mieter: Dr.in Sonja Toifl-Campregher 
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Schwurgerichtssaal des LG Linz statt, 
auch der ORF berichtete. Der Oberste 
Gerichtshof entschied schließlich zu-
gunsten der von uns vertretenen Mie-
ter und erklärte die Abrechnungen für 
ungültig. Unseren Mitgliedern blieben 
damit die extrem hohen Heizkosten-
nachzahlungen erspart.

Gab es einen Fall, den du als High-
light bezeichnen würdest?
Ja, das war unser medialer Aufruf an 
alle Mieter gemeinnütziger Bauver-
einigungen im Jänner 1991, bis längs-
tens 1. März des Jahres einen Antrag 
bei der Schlichtungsstelle bzw. bei 
den zuständigen Gerichten auf Rück-
zahlung der zu Unrecht auf Basis der 
SEB–Werte (Schilling-Eröffnungsbi-
lanz) kalkulierten Mieten zu stellen, 
weil es diese Möglichkeit aufgrund 
einer Gesetzesänderung ab 1.3.1991 
nicht mehr gab. Da das Gesetz nicht 
rückwirkend in Kraft trat, hatten die 
Mieter ein sehr schmales Zeitfenster, 
um ihre Ansprüche geltend zu ma-
chen. Meinem Aufruf sind damals al-
lein in Linz rund 5.000 Mieter gefolgt. 
Der Antrag der MVÖ wurde als Mus-
ter in Druck gegeben und in allen Bü-
chereien der Stadt aufgelegt. Die Öff-
nungszeiten wurden ausgeweitet, um 
den Bürgern die Möglichkeit zu ge-
ben, ihre Rückzahlung zu beantragen. 
Von der Schlichtungsstelle und den 
Gerichten wurden Rückzahlungen im 
zweistelligen Millionenbereich ausge-
sprochen – pro Mieter waren das rund 
1.500 bis 2.000 Euro.

Wohnen wird seit Jahren immer teu-
rer. Waren die Zeiten für Mieter frü-
her besser?
Die Entwicklung ist unerfreulich. Die 
Ursachen sind vielfältig: Ein sinken-
des Wohnungsangebot bei steigender 
Nachfrage führt zu höheren Mieten. 
Durch die Reduzierung von Wohn-
bauförderungsmitteln werden weni-
ger geförderte Mietwohnungen er-
richtet. Durch den Immobilienboom 
der letzten Jahre sind Grundstücks-
kosten im städtischen Bereich stark 

bis zu 50% des Haushaltseinkommens. 
Das ist für Viele nicht mehr leistbar. 
Unter der rot-schwarzen Regierung 
von Bundeskanzler Werner Faymann 
gab es später auch positive Gesetzes-
änderungen wie z.B. die Regelung der 
Erhaltungspflicht für Warmwasserboi-
ler und Gas-Thermen (2015) und eine 
Ausdehnung der Erhaltungspflicht im 
WGG (2016). Auch die Reduktion der 
Maklerprovision auf maximal zwei 
Monatsmieten war ein Schritt in die 
richtige Richtung – wobei die MVÖ 
weiterhin fordert, dass diese Provisio-
nen zur Gänze von den Vermietern zu 
tragen sein sollen, weil diese auch Auf-
traggeber und Nutznießer sind.

Zum Abschluss ein Blick nach vorn. 
Wie geht es für dich weiter?
Ich sehe meinem Pensionsantritt mit 
einem lachenden und einem weinen-
den Auge entgegen. Es war mir in all 
den Jahren ein Herzensanliegen, die 
Interessen der Mieter und Wohnungs-
eigentümer zu vertreten und unse-
re Mitglieder bestmöglich zu beraten 
und zu unterstützen. Meine Tätigkeit 
bei der MVÖ Oberösterreich, der Aus-
tausch mit meinen Kollegen aber auch 
der persönliche Kontakt zu unseren 
langjährigen Mitgliedern, die ich teil-
weise während meines gesamten Be-
rufsleben begleitet habe, werden mir 
fehlen. Ich werde meine Zeit selbst-
bestimmt für Reisen, Lesen, Sport und 
meine Familie nützen können. Für 
unsere Mitglieder ist weiterhin kom-
petente Rechtsberatung und Vertre-
tung gewährleistet. Das engagierte 
Team der MVÖ Oberösterreich besteht 
aus zwei sehr erfahrenen Juristen und 
einer neuen Juristin in der Rechtsbe-
ratung sowie zwei Kollegen in der Ver-
waltung. Die Landesgeschäftsführung 
wird meine langjährige Kollegin Mag.a 
Hager-Wildenrotter übernehmen. Die 
Geschicke des Vereins liegen seit Feb-
ruar 2018 in den Händen unseres neu-
en Vorsitzenden, des Landtagsabgeor-
deten Peter Binder und einem eben-
falls neu gewählten Vorstand.

gestiegen, was auch bei gemeinnützi-
gen Wohnungsgesellschaften die Mie-
ten verteuert hat. Die gesetzlichen 
Mietzinsobergrenzen finden in Ober-
österreich wegen der sehr einschrän-
kenden Stichtagsregelung kaum mehr 
Anwendung. Zudem ist die Mietzins-
obergrenze wegen des komplizierten 
Berechnungsmodells für die Zuschlä-
ge zum Richtwert kaum nachvollzieh-
bar, sodass fast alle Vermieter von 
ihren Mietern einen »marktüblichen« 
Preis und nicht den gesetzlich zulässi-
gen Zins verlangen. Auf dem privaten 
Wohnungsmarkt werden fast nur noch 
befristete Mietverträge  abgeschlossen. 
Das führt dazu, dass ein Mieter, der 
nach Ablauf des Vertrages noch länger 
in der Wohnung bleiben möchte, den 
Preisvorstellungen des Hauseigentü-
mers ausgeliefert ist.

Wie haben sich die gesetzlichen Rah-
menbedingungen verändert?
Es gab insbesondere während der 
schwarz-blauen Koalitionsregierung 
von 2000-2006 eine Vielzahl von Ein-
griffen ins Mietrecht und ins Gemein-
nützigkeitsrecht, die dazu geführt ha-
ben, dass die rechtliche Stellung der 
Mieter geschwächt wurde und die 
Kosten für das Wohnen gestiegen 
sind – zu einer Zeit, in der gleichzei-
tig die finanzielle Leistungsfähigkeit 
vieler Österreicher gesunken ist. So 
sind zum Beispiel Kettenmietverträ-
ge erlaubt worden, wodurch sich der 
befristete Mietvertrag zur Regel ent-
wickelt hat. Hausbesorger wurden 
abgeschafft, wodurch die Kosten für 
Reinigung und Hausbetreuung kei-
nesfalls geringer geworden sind. Für 
Mieter von Ein- und Zweifamilien-
häusern wurde der Kündigungsschutz 
abgeschafft, bei Dachgeschoßausbau-
ten der Preisschutz. Durch die Einfüh-
rung eines Mindestmietzinses wurden 
auch günstige Altverträge teurer. Diese 
Änderungen haben dazu geführt, dass 
die Privatmieten bei Neuvermietun-
gen österreichweit um 35% gestiegen 
sind. Dazu kommen ständig steigen-
de Betriebskosten, sodass für viele Fa-
milien Wohnen zum Luxus geworden 
ist. Die Wohnkosten fressen oft bereits 
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FALLFAIR WOHNEN GENUSS

Das Ludwig van ist DER Aufsteiger in der Wiener Lokalszene. Fair Wohnen hat das 
Duo Oliver Jauk (Patron) und Walter Leidenfrost (Koch) besucht. 

P ein Konzept für diesen Ort zu 
entwickeln«, erzählt Jauk. Am 
Ende stand das Konzept nicht 
nur für den Ort, sondern gleich 
auch für sich selbst. »Ich habe 
mir gesagt, das mache ich selbst 
und wurde Wirt.« 

Um das alte Wirtshaus mit 
Spannung aufzuladen, enga-
gierte Jauk einen jungen Koch: 
Walter Leidenfrost, 2015 Fals-
taff Rookie des Jahres und 2016 
mit der Trophée Gourmet A la 
Carte für österreichische Küche 

ausgezeichnet. »Für mich ist er 
der ideale Koch: klassisch wie-
nerisch, aber neu interpretiert«, 
sagt Jauk. Dazu kam ein maßge-
schneidertes Weinkonzept von 
Robert Stark (Reiner Wein).

Am 12. Dezember 2016 eröffne-
te Jauk schließlich sein Ludwig 
van. Seither geht es steil bergauf, 
im Prestissimo: Zwei Gabeln im 
Falstaff 2017, drei Sterne in A 
la Carte, die erste Haube von 
Gault&Millau sowie Aufsteiger 
des Jahres im Wirtshausführer 

Walter Leidenfrost und Oliver Jauk bespielen das »Ludwig van«  

Senkrechtstarter
restissimo, im schnells-
ten Tempo, wollte Lud-
wig van Beethoven das fu-

riose Finale seiner 9. Sinfonie 
gespielt haben. Einen Teil sei-
nes Meisterwerks schuf Beetho-
ven in einer Hofwohnung jenes 
Hauses in der Wiener Laimgru-
bengasse, wo sich heute das in 
eine ehemalige Schlosserei ge-
hauene, urige Wirtshaus Ludwig 
van befindet. Als der langjähri-
ge Wirt aufhörte, trat der Haus-
besitzer mit Kulturmanager Oli-
ver Jauk in Kontakt. »Ich begann, 
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Forelle mit Chinakohl, Birne und Bier
Einlegefond
Chinakohl längs nach achteln 
und waschen. Für den Fond al-
les in einem Topf aufkochen und 
5 Minuten köcheln lassen. Den 
heißen Fond über den China-
kohl in Rexgläser füllen. 1 bis 2 
Tage ziehen lassen.

Brotchips
Alle Zutaten in eine Schüssel ge-
ben. Wenn das Brot aufgeweicht 
ist alles mixen und in Frischhal-
tefolie zu einer Rolle wickeln, 
frieren. Die gefrorene Rolle mit 
Hilfe einer feinen Reibe auf 
Backpapier raspeln und bei 180° 
ca. 5 Minuten knusprig backen.

Blanchierfond
Alles zusammen 4 Minuten kö-
cheln lassen und durch ein fei-
nes Sieb seihen.

Safranbirnen
Zucker karamellisieren, mit 
Wein ablöschen, Birnensaft auf-
gießen und die restlichen Zuta-
ten hinzufügen. Den Fond um 
1/3 reduzieren und über die 

geschälten, entkernten  Birnen 
in ein Rexglas gießen. Birnen 
nach Belieben schneiden.

Birnencreme
Birnen, Wein und Thymian in 
einem Topf solange kochen bis 
die Birnen zerfallen und die 
Flüssigkeit weg ist. Thymian ent-
fernen und alles in einem Stand-
mixer mit der Butter ähnlich 
wie eine Mayonnaise montieren 
und mit Salz abschmecken.

Forellenfilets mit dem ca. 70° 
heißen Bierfond übergießen 
und ca. 4 bis 5 Minuten warten. 
Wenn sich die Haut leicht vom 
Filet lösen lässt ist der Fisch fer-
tig. Haut lösen und mit etwas 
Fleur de Sel bestreuen.

Chinakohl mittig platzieren und 
die fein geschnittenen Birnen 
nett arrangieren. Die Birnen-
creme nach Geschmack punk-
tieren und den Fisch auf den 
Chinakohl setzen. Den knusprig 
gebackenen Brotchip darauf set-
zen und genießen.

Zutaten 

Einlegefond
250 ml Weißbier
250 ml Weißweinessig
100 ml Wasser
3 Scheiben Ingwer
2 EL Senfkörner
2 Piment
70 g brauner Zucker
1 Nelke

Brotchips
100 g Brot
40 ml Bier
20 g Senf
Knoblauch

Blanchierfond
250 ml Birnen-
bzw. Apfelsaft
100 ml Weizenbier
Prise Salz

Safranbirnen
2 EL Zucker 
125 ml Weißwein
500 ml Birnensaft
6 Safranfäden
2 Piment
1 Zimtstange
2 Nelken
1 Sternanis
2 Birnen
1 Lorbeerblatt

Birnencreme
5 Birnen (weißfleischig, ge-
schält, entkernt)
125 Weißwein 
1 Zweig Thymian
70 braune Butter
Salz

Restaurant Ludwig van
Laimgrubengasse 22
1060 Wien
Öffnungszeiten:
Mo-Fr 18-24 Uhr  
Tel.: 01/587 13 20
www.ludwigvan.wien 

Mitmachen und gewinnen! 
Wir verlosen unter allen Einsendern ein 4-Gang-Degustati-
onsmenü für 2 Personen im Ludwig van. So können Sie ge-
winnen: Senden Sie einfach eine E-Mail mit dem Kennwort 
›Ludwig van‹ an gewinnen@mvoe.at. Einsendeschluss ist der 
6. April 2019. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

2018, 2019 folgt die zweite Hau-
be. Trotz des Erfolgs kehrt im 
Ludwig van keine Routine ein. 
Jauk, der den Service leitet und 
als Sommelier des Hauses agiert, 
ist vor jedem Abend »nervös wie 
vor einer Theaterpremiere.« 

Die alten Gemäuer lassen nur 
eine kleine Küche und wenig La-
gerraum zu, wodurch die Spei-
sekarte stetem Wechsel unter-
liegt: Täglich wird frisch geliefert 
und frisch gekocht. »Bei uns er-
lebt man in die gehobene Wirts-
hausküche von Walter Leiden-
frost mit einem aufmerksamen 
Service auf Augenhöhe mit dem 
Gast. Wir erklären den Gästen 
die einzelnen Gänge und erläu-
tern die Herkunft der Produk-
te. Das ist viel Aufwand, aber so 
kommen wir mit den Gästen ins 
Gespräch und stellen den ersten 
Kontakt her.« 

Leidenfrost interpretiert die ös-
terreichische Küche modern, 
mit Aromen der Welt. »In 11 
Jahren als Koch habe ich viel Er-
fahrung gesammelt. Trotzdem 
habe ich immer wieder Lust auf 
Neues. Darum wollte ich mei-
ne Küche hier weiterentwickeln 

– das ist gelungen«, erklärt Lei-
denfrost, der vor kurzem in die 
Vereinigung europäischer Spit-
zenköche, Euro-Toques, aufge-
nommen wurde. Ein Ehrenko-
dex verpflichtet die Mitglieder, 
saisonale, qualitativ hochwer-
tige und natürlich produzier-
te Lebensmittel zu verwenden. 
»Anfang Februar bestelle ich di-
rekt bei meiner Wiener Gärtne-
rin das Programm«, sagt Leiden-
frost. »Zum Beispiel Goldrübe –  
schmeckt fruchtig und leicht 
floral, ohne den erdigen Touch 
der roten Rübe und eignet sich 
für Vorspeisen, aber auch für 
Desserts.«

Die Begeisterung der Gäste gibt 
Jauk recht, der diesen Erfolg als 
Teamleistung sieht. »Laut unse-
rem Reservierungssystem ha-
ben wir konstant eine Gästezu-
friedenheit von 98 Prozent. Das 
ist wichtiger als alle Auszeich-
nungen«, sagt Jauk. 
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FAIR WOHNEN EUROPA

K Wohnung ergattert hat, zieht 
nicht mehr aus, selbst wenn der 
Haushalt nur mehr aus einer 
Person besteht. Oft wäre eine 
neue Zwei-Zimmer-Wohnung 
teurer als eine alte Vier-Zim-
mer-Wohnung. Das Hauptprob-
lem ist, dass Wohnen nicht mehr 
als Grundbedürfnis verstanden 
wird, sondern als Geldanla-
ge. Wohnungen werden heute 
nicht mehr primär geschaffen, 
damit Leute dort leben können, 
sondern als Investment für eine 
gesellschaftliche Elite. Für die 

sozialdemokratische Politik ist 
sozialer Wohnbau ein wichtiger 
Eckpfeiler für leistbares Wohnen 
und sozialen Zusammenhalt.

100 Jahre rote Wohnbaupolitik
Österreichs Hauptstadt bildet 
im europäischen Vergleich eine 
positive Ausnahme und gilt als 
Vorzeigemodell für gute sozia-
le Durchmischung und fairen 
Zugang zu Wohnraum für mitt-
lere und niedrige Einkommen. 
Mehr als 60 Prozent der Wie-
nerinnen und Wiener leben in 

napp die Hälfte der jungen 
Europäer gibt im Moment 
mehr als 40 Prozent ihres 

Einkommens für die Miete aus. 
Die Mietpreise steigen auch im 
unteren Segment stärker als das 
Einkomme n. Für junge Men-
schen in großen Städten bedeu-
tet das meist, sie müssen bei 
ihren Eltern wohnen und ha-
ben kaum Aussichten auf die 
eigenen vier Wände. Die hohen 
Mieten bringen den gesamten 
Immobilienmarkt ins Ungleich-
gewicht. Denn wer eine günstige 

Leistbare Wohnungen 
sind Mangelware
In Europas Großstädten gibt es zu wenig günstige Wohnungen. 
Besonders betroffen sind davon junge Menschen. Hilfe für den 
sozialen Wohnbau kommt von der EU.

Josef Weidenholzer 
ist Abgeordneter 
im EU-Parlament 
und dort seit 2015 
Vizepräsident der 
Sozialdemokraten.

Die Heimbau SMART-Wohnungen im Wiener Sonnwendviertel der Architekten Geiswinkler & Geiswinkler.



SMART-Wohnungen 
im Sonnwendviertel - 
Bauherr: Heimbau, 
Planer: Geiswinkler & 
Geiswinkler 
Architekten
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geförderten Wohnungen oder 
Gemeindewohnungen. Die 
Stadt Wien besitzt 220.000 Woh-
nungen, weitere 200.000 wur-
den von gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen errich-
tet. Der soziale Wohnbau hat 
in Wien eine lange Geschich-
te, ebenso wie der Mieterschutz. 
Zwischen den beiden Weltkrie-
gen wurden mehr als 66.000 
Wohnungen gebaut, die für da-
malige Verhältnisse modern, 
mit fließend Wasser und einer 
Toilette in jeder Wohnung, aus-
gestattet waren. Die Erfolgsfak-
toren dieser Wohnbauinitiative 
gelten auch heute noch: Die Be-
bauungsdichte reduzieren um 
mehr Grünflächen zu ermög-
lichen und die Architektur auf 
die Bedürfnisse der Bewohner 
ausrichten. In vielen Gemein-
debauten zählten ein integrier-
ter Kindergarten oder Bibliothe-
ken zur Infrastruktur. 

Kleine & große Immobilienhaie
Europaweit gehen die Investi-
tionen in Gemeinde- oder ge-
förderte Wohnungen um 20 
Prozent zurück. Neben dem 
Rückgang des sozialen Wohn-
baus gibt es noch ein anderes 
Problem. Weltweit hat der Im-
mobilienmarkt seit der Finanz-
krise an Attraktivität gewon-
nen. Statt Vermögen in Fonds 
und Aktien zu binden, kaufen 
immer mehr Anleger Wohnun-
gen, auch Klein-Investoren mi-
schen hier mit. Wer es sich leis-
ten kann, kauft ganze Gebäude 
in günstigen Vierteln auf, re-
noviert und vermietet die Ob-
jekte zu enorm erhöhten Prei-
sen. Wien ist bei internationa-
len Investoren begehrt, denn 
die Stadt ist vergleichsweise bil-
lig und die Renditen sind hoch. 
Das sind gute Nachrichten für 
Investoren, schlechte für Mieter. 
Es verändert die soziale Struk-
tur der betroffenen Stadtvier-
tel. Menschen, die auf den ehe-
mals günstigen Wohnraum an-
gewiesen waren, werden aus 
zentralen Lagen verdrängt. Die 
Ausdehnung der Stadtränder 
hat sich in großen Metropo-
len als problematisch erwiesen. 

Die Infrastruktur wird dadurch 
komplizierter und teurer für die 
Städte.

Immobilienbranche und
Regierung
Mittlerweile übertreffen frei fi-
nanzierte Bauvorhaben be-
reits, den geförderten Wohnbau. 
Alte Mietverträge werden durch 
neue ersetzt, Mietpreise werden 
regelmäßig »angepasst«. Die 
Zahl der befristeten Mietverträ-
ge hat sich in den vergangenen 
zehn Jahren verdoppelt. Zudem 
fordert die türkis-blaue Regie-
rung regelmäßige Mietzinsan-
passungen für Besserverdiener 
im gemeinnützigen Wohnbau. 
Das würde viele auf den privaten 
Immobilienmarkt zurückdrän-
gen. Vielleicht ein politisches 
Kalkül, das der Bundeskanzler 
seinen Wahlkampf-Financiers 
aus der Immobilienbranche 
schuldig ist. 

Steigende Baukosten 
für Städte
82 Millionen Europäer geben 
an, sich das Wohnen nicht mehr 
leisten zu können. Die UN-Son-
derbeauftragte für das Recht auf 
Wohnen warnte, dass die stei-
gende Wohnungslosigkeit in 
den Städten zu Protesten und 
Unruhen führen werde. Die EU 
setzt nun Maßnahmen, die den 
sozialen Wohnbau ankurbeln 
sollen. Als Ziel hat man sich 
gesetzt, die Mieten auf 25 Pro-
zent des Einkommens zu sen-
ken. Dazu wurde die EU-Städ-
tepartnerschaft »Wohnen«+ ge-
gründet. Stadtplaner aus der 
gesamten Union teilen hier Er-
fahrungen und Erfolgsmodelle. 
Ziel der Städtepartnerschaft ist 
es, Bewusstsein und Beachtung 
für die sozialen und wirtschaftli-
chen Auswirkungen der aktuel-
len Entwicklung zu schaffen, die 
noch viel zu wenig auf EU-Ebe-
ne beachtet wird. Größtes Prob-
lem der Gemeinden und Städ-
te sind steigende Grundstücks-
preise und steigende Baukosten, 
etwa bei der Umsetzung be-
stimmter Vorschriften, wie 
Energieeffizienz, Barrierefrei-
heit oder Schallschutz.

EU-Hilfe für sozialen Wohnbau
Um das gesunde Wachstum 
der Städte auch in Zukunft be-
wältigen zu können, muss in 
SMART-Wohnungen investiert 
werden, die Bedürfnisse der 
heutigen Gesellschaft mit effi-
zienter Nutzung der Bauflächen 
und günstigen Mieten vereinen. 
Bestehender Wohnraum muss 
renoviert werden, ohne Mehr-
kosten für die Mieter. Der so-
ziale Wohnbau liegt natürlich 
in der Hand der Mitgliedstaaten, 
allerdings fordert die EU die Mit-
gliedstaaten auf weiter und mehr 
in diesen Sektor zu investieren. 
Bei der Finanzierung spielt die 
EU mit der Europäischen In-
vestment Bank eine große Rol-
le. Derzeit vergibt sie Kredite in 
Höhe von sechs Milliarden Euro 
für geförderten Wohnbau. Die-
ses langfristig günstige Kapital 
ist für den sozialen Wohnbau 
überlebenswichtig.
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FAIR WOHNEN FALLINTERN

Schauplatz MVÖ
Experten aus dem Team der Mietervereinigung 
Österreichs stehen Hilfesuchenden in Rechtsfragen 
zur Seite und berichten über Aktuelles.
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Mietervereinigung Wien 
erkämpfte 2,9 Millionen Euro

Wien

Die Jahresbilanz der Wiener 
Mietervereinigung kann sich se-
hen lassen: Die Mietrechtsex-
perten führten im vergangenen 
Jahr mehr als 20.000 Beratungen 
durch und holten rund 2,9 Mil-
lionen Euro für ihre Vereinsmit-
glieder zurück. 

Die zurückerstrittenen Beträ-
ge stehen zur Gänze den Mit-
gliedern zu, denn die Führung 
von Verfahren ist vom Mit-
gliedsbeitrag abgedeckt.

Hauptthemen der 11.739 per-
sönlichen, 8.484 telefoni-
schen und über 600 Inter-
net-Beratungen im Jahr 
2018 waren zu hohe Mie-
ten, falsche Betriebskos-
tenabrechnungen sowie 
die Durchsetzung von 
Erhaltungsarbeiten.

Wenn es hart auf hart 
kommt, leitet die MVÖ Ver-
fahren ein, um Mietern zu 
ihren Rechten zu verhelfen. In 
den meisten Verfahren des letz-
ten Jahres ging es um Betriebs-
kostenabrechnungen (37%) so-
wie Höhe der Miete (35%).

»Unsere tägliche Praxis zeigt, 
dass der Großteil der überprüf-
ten Mieten und Betriebskosten-
abrechnungen nicht  korrekt 
verrechnet wird - fast immer 
zum Nachteil der Mieter«, sagt 
Elke Hanel-Torsch, Vorsitzende 
der Wiener Mietervereinigung. 

LGF Stmk. Mag. Christian Lechner

Kontrolle der 
Betriebskosten 
ist bares Geld!

Steiermark

Bis zum 30. Juni eines jeden 
Jahres müssen laut Mietrechts-
gesetz die Abrechnungen über 
die Betriebskosten des vergan-
genen Jahres für ein Wohnhaus 
gelegt werden. Die Mieterver-
einigung Steiermark hat im Jahr 
2018 wiederum hunderte an 
Abrechnung kontrolliert und so 
konnten über 200.000 Euro an 
nicht im Mietrechtsgesetz ge-
deckten Kosten für die Mitglie-
der rückgefordert werden. 

Landesgeschäftsführer Mag. 
Christian Lechner gibt dabei zu 
bedenken, dass neben den Be-
triebskosten auch die Heizkos-
ten einmal jährlich abgerech-
net werden. Bei Heizkostenab-
rechnungen, welche nach den 
Bestimmungen des Heizkos-
tenabrechnungsgesetztes ab-
gerechnet werden, darf nicht 
übersehen werden, diese bin-
nen einer bestimmten Frist zu 
beeinspruchen, sofern man mit 
der Abrechnung nicht einver-
standen ist. Hier können die 
JuristInnen der Mietervereini-
gung Steiermark behilflich sein.

Es lohne sich daher, Miethö-
he und Betriebskostenabrech-
nung genau prüfen zu lassen: 
»Wir helfen, zu viel Bezahltes 
zurückzufordern.«

Über die »Klassiker« Mietzins 
und Betriebskosten hinaus steht 
die Mietervereinigung ihren 
Mitgliedern in sämtlichen Miet-
rechtsfragen zur Seite: in 10% 
der 2018 geführten Verfahren 

Verfahren der Mietervereinigung Wien 2018 

37%
Betriebskosten 35%

Miete/Entgelt

10%
Erhaltung9%

Kaution

9%
Sonstiges

ging es um die Durchsetzung 
von Erhaltungs- und Repara-
turarbeiten, in 9% der Fälle um 
Kautionen. 

Die restlichen Verfahren (9%) 
betrafen Themen wie Entschädi-
gungs- oder Investitionsansprü-
che, Ablösen, Anerkennungen 
als Hauptmieter und Ähnliches. 
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Großdemo in Wien: Die Don-
nerstags-Demo stand am 21. 
Februar ganz im Zeichen des 
Kampfes für leistbares Wohnen. 
Tausende Menschen gingen auf 
die Straße und forderten von der 
Regierung lautstark den Stopp 
der Mietpreisexplosion. Die 
Route führte quer durch den 
8. Bezirk und zurück über den 
Gürtel in den 16. Bezirk, wo die 
Abschlusskundgebung stattfand.
Die MVÖ organisierte die Veran-
staltung mit und war mit Info-
material, Video-Projektionen 
und Schildern dabei. Auftakt-
rednerin der Veranstaltung war 
MVÖ-Juristin Marisa Perchtold. 

MVÖ bei großer 
Demo zum Thema 
Wohnen in Wien

Wien

Neue Landesgeschäftsführerin ÖO: Nicole Hager-Wildenrotter 

Ein Teil der MVÖ-Aktivisten in der Josefstädter Straße (oben). Auf dem Weg durch den 16. Bezirk (links), Andrang am Start (rechts).

Wechsel in Oberösterreich:  Ni-
cole Hager-Wildenrotter über-
nimmt die Landesgeschäftsfüh-
rung der Mietervereinigung von 
Sonja Toifl-Campregher, die 
ihren Ruhestand antritt (siehe 
Interview Seite 28). Hager-Wild-
enrotter ist seit 23 Jahren bei der 
MV OÖ tätig. »Ich trete in gro-
ße Fußstapfen und freue mich 
auf die neue Aufgabe«, sagt Ha-
ger-Wildenrotter. Die Juristin 
hat sich dem Kampf für leistba-
res Wohnen verschrieben. »Ge-
rade im nicht-urbanen Bereich 
fallen immer weniger Mietver-
hältnisse unter den Schutz des 
Mietrechtsgesetzes, weil Ein- 
und Zweifamilienhäuser als 
Ausnahmen gelten. Es muss 
ein Mietrecht für alle Miet-
verhältnisse kommen, mit 
einheitlichem Preis- und 
Kündigungsschutz.« 
Im März und im April geht 
das MVÖ-Team gemeinsam  
mit Hager-Wildenrotter und 

Nicole Hager-Wildenrotter 
übernimmt Landesgeschäftsführung

Oberösterreich

Landesvorsitzendem Peter Bin-
der auf große Bezirks-Tour: Die 
Experten werden bei Veran-
staltungen in 15 Bezirken mit 
Info-Ständen und kompetenter 
Rechtsberatung vor Ort präsent 
sein.

320.000 Euro 
für Mieter in 
Oberösterreich

Oberösterreich

Peter Binder, Landesvorsit-
zender der Mietervereinigung 
Oberösterreichs, präsentierte 
Anfang Februar eine erfreuliche 
Jahresbilanz: Rund 320.000 Euro 
konnte das Team für die Mitglie-
der im Jahr 2018 erstreiten. 
In den vergangenen drei Jahren 
konnten 1.200 Mitglieder neu 
gewonnen werden, insgesamt 
zählt die Landesorganisation 
knapp 4.000 Mitglieder.

Landeshaupt- 
versammlung NÖ

Niederösterreich

Einladung zur Landeshaupt-
versammlung der Mieterver-
einigung Niederösterreich: 
Wann: Freitag 12.4.2019, 15 Uhr
Wo: 1010 Wien, Reichsratsstraße 
15, Top4, Sitzungssaal.

Versammlung 
der BO 23

Wien

Einladung zur Wahlversamm-
lung der Bezirksorganisation 23:
Wann: Dienstag 2.4.2019, 18 Uhr
Wo: Bezirkszweigverein Liesing, 
1230 Wien, Liesinger Pl. 3/2. Stock
Um Anmeldung wird gebeten 
unter Tel.: 01/8653568
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Servicestellen 
in Österreich
Wien
Zentrale Servicestelle 
1010 Wien, Reichsratsstraße 15 
Tel: 050 195-3000 Fax: 050 195-93000 
Mail: zentrale@mietervereinigung.at 
Montag und Mittwoch 8.30 bis 19.00 Uhr 
Dienstag und Donnerstag von 8.30 bis 
17.00 Uhr, Freitag von 8.30 bis 14.00 Uhr 
Terminvereinbarung ist notwendig 

1020 Leopoldstadt / 1200 Brigittenau 
Praterstern 1, 1. Stock 
Mail: leopoldstadt@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: Dienstag und Mittwoch 
von 16.00 bis 18.00 Uhr 

1040 Wieden,1050 Margareten und 
1060 Mariahilf 
Spengergasse 30–32, 1050 Wien 
Öffnungszeiten: jeden 3. Donnerstag im 
Monat von 18.15 bis 20.00 Uhr 

1090 Alsergrund
Salzergasse 22
Tel: 01/53427-1090
Mail: alsergrund@mietervereinigung.at
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1100 Favoriten 
Jagdgasse 1B/1. Stock
Telefon: 0664/4365156 von Mo-Fr von 
09.00 Uhr bis 12.00 Uhr, Fax: 01/603 68 12 
Mail: favoriten@mietervereinigung.at
Öffnungszeiten: Für Erstauskünfte, allge-
meine Wohnfragen sowie Gemeindemie-
teranfragen erreichen sie unsere Fachleu-
te jeweils nach vorheriger tel. Terminver-
einbarung jeden 2. und letzten Dienstag 
im Monat von 16.30 bis 18.00 Uhr 

1110 Simmering 
Simmeringer Hauptstraße 96 A 
EKZ/ II. Stock , Telefon: 01/749 05 41 
Mail: simmering@mietervereinigung.at
Öffnungszeiten: jeweils nach tel. Termin-
vereinbarung jeden 1. Dienstag im Monat 
von 17.00 bis 19.00 Uhr 

1120 Meidling 
Hufelandgasse 1 B 
Mail: zentrale@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: Montag 16.00–18.00 Uhr

1130 Hietzing 
Wolkersbergerstraße 170
Tel: 050195-3000 
Mail: hietzing@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: Für Erstauskünfte, allge-
meine Wohnfragen sowie Gemeindemie-
teranfragen erreichen Sie unsere Fachleu-
te jeweils ohne Terminvereinbarung: je-
den 3. Donnerstag im Monat von 17.00 bis 
18.00 Uhr 

1140 Penzing 
Linzer Straße 297 
Tel: 050 195-3000 
Mail: zentrale@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: Für Erstauskünfte, allge-
meine Wohnfragen sowie Gemeindemie-
teranfragen erreichen Sie unsere Fach-
leute jeden 1. Donnerstag im Monat von 
18.00 bis 19.30 Uhr. Bitte um telefonische 
Voranmeldung.

1150 Rudolfsheim-Fünfhaus 
Johnstraße 59
Tel: 0680/244 32 50 
Mail: rudolfsheim-fuenfhaus@mieterver-
einigung.at 
Öffnungszeiten: Do von 17.30 bis 19.00 
Uhr. Für Beratungen in türkischer, serbi-
scher und kroatischer Sprache wird um 
eine telefonische Voranmeldung gebeten. 

1160 Ottakring 
Schuhmeierplatz 17–18
Tel: 01/493 16 88 
Öffnungszeiten: jeden 1. und 3. Mittwoch 
von 17.00 bis 19.00 Uhr 

1170 Hernals 
SPÖ-Obmannzimmer, Kalvarienbergg. 28A 
Tel: 050 195-2002, Fax: 050 195-92002 
Mail: hernals@mietervereinigung.at 
Nur nach vorheriger telefonischer 
Terminvereinbarung.

1180 Währing/1190 Döbling 
Billrothstr. 34
Tel: 01/3684279-17, Mail: waehring-doe-
bling@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: Mi 16.30–18.30 Uhr 

1210 Floridsdorf 
Reichsratsstraße 15
Tel: 050 195-3000, Fax: 050 195-93000
Mail: zentrale@mietervereinigung.at 
Terminvereinbarung ist notwendig 

1220 Donaustadt 
Donaufelder Str. 259, Tel: 01/203 76 94
Mail: donaustadt@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: Mi 18.00 bis 19.00 Uhr. 

1230 Liesing 
HdB Liesing, Liesinger Platz 3, 2. Stock 
Tel: 0660/463 90 27 
Mail: liesing@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: jeden 3. Dienstag im Mo-
nat von 16.00 bis 18.30 Uhr 

Niederösterreich 
Landessekretariat NÖ 
3100 St. Pölten
Niederösterreichring 1 A Tel: 02742/225 
53 33, Fax: 02742/225 53 35 Mail: niedero-
esterreich@mietervereinigung. at 
Sprechstunden: jeden Dienstag von 14.00 
bis 17.00 Uhr, nur nach vorheriger telefo-
nischer Vereinbarung
 
Termine in den Außenstellen nur nach 
vorheriger telefonischer Terminvereinba-
rung unter 02742/225 53 33 
1010 Wien, Reichsratsstraße 15 
2320 Schwechat, Sendnergasse 6 
2340 Mödling, Hauptstraße 42a 
2700 Wr. Neustadt, Wienerstraße 42 
3180 Lilienfeld, Babenbergerstraße 38 
3300 Amstetten, Rathausstraße 1 
3390 Melk, Abt-Karl-Straße 7 
3502 Krems/Lerchenfeld, Hofrat-Erben-Str. 1 

Burgenland 
Die Beratungen finden in den Außenstel-
len Wiener Neustadt, Mödling, Schwe-
chat und Baden sowie in der Zentrale der 
MVÖ statt. 

Kärnten 
Derzeit nur telefonische Beratung bzw. 
Schriftverkehr. Tel: 050 195-2003, Fax: 050 
195-92003 
Mail: kaernten@mietervereinigung.at

Vorarlberg
Landessekretariat 
6900 Bregenz 
Tel: 05574/582 36 20, Fax: 050 195-94550 
Mail: vorarlberg@mietervereinigung.at 
Montag bis Donnerstag 9.00–11.00 Uhr 
(nur mit telefonischer Voranmeldung)
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Steiermark 
LANDESGESCHÄFTSSTELLE GRAZ 
8020 Graz , Feuerbachgasse 1 
Öffnungszeiten: Montag bis 
Freitag von 8 bis 12 Uhr 
Tel: 050195-4300, Fax: 050195-
94300, Mobil: 0664/4833838, 
Mail: steiermark@mieterver-
einigung.at 
Homepage: www.mietervereinigung.at                                                                                                
Rat und Hilfe in allen Wohnrechtsfragen! 

REGION WEST 
8940 Liezen 
AK Ausseerstraße 42, Terminvereinba-
rung unter Tel: 05-7799-4000 notwendig;
Tel.: 050195-4300 
Sprechstunden: 10.00–12.00 Uhr
Termine: 18. März, 15. April, 20. Mai

8793 Trofaiach 
Stadtgemeindeamt, Luchinettigasse 9
Besprechungszimmer 1. Stock
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 9.00–10.30 Uhr 
Termine: 19. März, 16. April, 21. Mai
 
8790 Eisenerz 
Freiheitsplatz 1, Parterre links 
Tel: 050195-4300 oder 0676/6882863 
Sprechstunden: 10.00–12.00 Uhr 
Termine: 6. März, 3. April, 8. Mai

8700 Leoben 
SPÖ Regionalbüro, Hauptplatz 9/1
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 14.00–15.00 Uhr 
Termine: 19. März, 16. April, 21. Mai

REGION SÜD-WEST 
8430 Leibnitz 
Karl-Morre-Straße 8 (Servicebüro der SPÖ)
Tel: 0664/4833838 
Sprechstunden: 9.30-11.30 Uhr 
Termine: 13. März, 10. April, 8. Mai

8530 Deutschlandsberg 
Rathausgasse 3 (Arbeiterkammer)
Tel: 0664/4833838 
Sprechstunden: 10.00–12.00 Uhr 
Termine: 14. März, 11. April, 9. Mai
 
8580 Köflach 
Feldgasse 24
Tel: 0676/6062434 
Sprechstunden: 14.30–16.00 Uhr 
Termine: 7. März, 4. April, 2. Mai

REGION MURTAL 
8740 Zeltweg 
ÖGB / AK Gebäude, Hauptstraße 82
Tel: 050195-4300
Sprechstunden: 11.30–13.00 Uhr
Termine: 19. März, 16. April, 21. Mai

REGION OST 
8160 Weiz 
Stadtservice Weiz
Rathausgasse 3, (EG Kunsthaus)
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 9.00–10.30 Uhr
Termine: 25. März, 29. April, 27. Mai
 
8280 Fürstenfeld 
Rathaus Fürstenfeld – Besprechungszim-
mer Augustinerplatz 1
Tel.: 050195-4300 
Sprechstunden: 11.30–12.30 Uhr 
Termine: 25. März, 27. Mai

8330 Feldbach 
Ringstraße 5, Arbeiterkammer 1. Stock
Tel: 050195-4300
Sprechstunden: 14.00–15.00 Uhr 
Termine: 25. März, 27. Mai

REGION NORD 
8600 Bruck an der Mur 
ÖGB/AK Gebäude, Schillerstrasse 22
Tel: 050195-4300
Sprechstunden: 9.15 bis 10.45 Uhr
Termine: 5. März, 2. April, 7. Mai

STUDENTEN: 
Sprechstunden an der Österreichischen 
Hochschülerschaft 
8010 Graz, Harrachgasse 21 – Vorklinik, 
1. Stock, Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 14.00–15.00 Uhr 
Termine: 13. März, 10. April, 8. Mai

Salzburg 
5020 Salzburg, Wartelsteinstraße 1 
Persönliche Beratungen: 21 März, 25. Apr., 
23. Mai, 27. Juni, 18. Juli, 29. Aug., 26. Sep., 
17. Okt., 21. Nov., 19. Dez. jeweils 9.30–12.30 
Uhr , Anmeldung nicht erforderlich! 
Mail: salzburg@mietervereinigung.at 
Tel: 050195-2003 , Fax: 050195-9 2003 
Mo 9.30–12.30 Uhr, Do 14.00–17.00 Uhr

Oberösterreich 
Landessekretariat 
4020 Linz, Noßbergerstraße 11 
Tel: 0732/77 32 29, Fax: 0732/79 44 61 
Mail: oberoesterreich@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: Mo-Do von 8.30-16.30 Uhr, 
Fr von 8.30-13.30 Uhr, um tel. Terminver-
einbarung wird gebeten. Ein Jurist der 
Mietervereinigung und ein Dolmetscher 
für Serbisch, Kroatisch, Bosnisch und Tür-
kisch stehen im Verein „migrare – Zen-
trum für MigrantInnen OÖ“ zur Verfü-
gung: 14-tägig, jeweils am Do von 16.00-
18.00 Uhr, Tel: 0732/66 73 63
  
4320 Perg 
Herrenstraße 22,  Tel: 07262/52 57 90 
Öffnungszeiten: Sprechtage nach Bedarf 
und telefonischer Vereinbarung 

4400 Steyr 
Leopold-Werndl-Straße 10/1. Stock 
Tel: 05772/612-00, Öffnungszeiten: 14- tä-
gig jeweils am Do von 16.30 bis 18.00 Uhr
 
4560 Kirchdorf an der Krems 
Hauptplatz 7, Tel: 07582/620 56
Öffnungszeiten: Sprechtage nach Bedarf 
und telefonischer Vereinbarung 

4600 Wels 
Bahnhofstraße 22
Tel: 07242/462 53 Fax: 07242/21 18 14 
Mail: wels@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: Di 8.00 bis 12.00 Uhr 

4810 Gmunden 
Herakhstraße 15 B (Arbeiterkammer) 
Öffnungszeiten: jeden 2. Montag im Mo-
nat von 16.30 bis 18.00 Uhr 

4840 Vöcklabruck 
Parkstraße 27, Tel: 05/7726 1400 
Öffnungszeiten: jeden 1. Di im Monat 9.00 
bis 11.00 Uhr, telefonische Voranmeldung

Tirol 
Landessekretariat 
6020 Innsbruck, Adamgasse 9 
Tel: 0512/58 24 31, Fax: 0512/58 24 31-14 
E-Mail: tirol@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: Mo-Fr 10.00–12.00 Uhr 
und Di 17.00–19.00 Uhr, um tel. Termin-
vereinbarung wird gebeten.

6330 Kufstein 
Alois-Kemter-Straße 1, Tel:05372/62682 
(Anmeldung über das FSG-Sekretariat) 
Öffnungszeiten: jeden 1. Dienstag im Mo-
nat von 9.00–12.00 Uhr 

Infos im Internet
Alle Kontaktmöglichkeiten und Infos 
zu den Sprechstunden finden Sie auch 
auf den Seiten der Landesorganisatio-
nen unter www.mietervereinigung.at

QR-Code scan-
nen, um gleich 
direkt auf die 
MVÖ-Homepage
zu gelangen:  

!
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Wir haben im September 2018 einen 
befristeten Mietvertrag auf 3 Jahre ab-
geschlossen. Wir möchten jetzt auszie-
hen. Der Vermieter sagt, dass wir erst 
nach einem Jahr kündigen können. 
Hat er Recht?

  
Sofern das Mietverhältnis dem Voll- 
oder Teilanwendungsbereich des 
Mietrechtsgesetzes unterliegt, kann 
man als Mieter nach Ablauf des ersten 
Jahres unter Einhaltung einer dreimo-
natigen Kündigungsfrist kündigen. Sie 
können daher erst nach 16 Monaten 
ausziehen. Für den Vermieter besteht 
keine Pflicht, sie vorzeitig aus dem 
Vertrag zu entlassen. 
Eine einvernehmliche frühere Auf-
lösung des Mietverhältnisses ist 
aber natürlich möglich. Die entspre-
chende Regelung findet man in § 29 
Mietrechtsgesetz. 

Ich habe per Inserat meine Traum-
wohnung gefunden. Der Vermieter 
verlangt von mir vor Vertragsabschluss 
eine Selbstauskunft die u.a. Fragen wie 
»planen sie eine Familie zu gründen« 
beinhaltet. Ist so etwas zulässig?

Es kommt immer öfter vor, dass Ver-
mieter von potenziellen Mietern 
Selbstauskünfte  verlangen.  Prinzipiell 
gilt: wahrheitsgemäß müssen nur sol-
che Fragen beantwortet werden, die 
für das Mietverhältnis von Bedeu-
tung sind. Das könnte beispielswei-
se Fragen zum Einkommen betreffen. 
Es gibt zwar keine gesetzliche Grund-
lage, die Mieter verpflichtet, ihr Ein-
kommen vor einem Mietvertragsab-
schluss offen zu legen, allerdings ist 
es ratsam, auf eine solche Frage wahr-
heitsgemäß zu antworten.  Fragen zu 
sexuellen Vorlieben, einer Schwanger-
schaft, religiösem Bekenntnis, chroni-
schen Krankheiten oder wie oft man 
Besuch erwartet sind hingegen unzu-
lässig. Sie spielen für ein Mietverhält-
nis in der Regel keine Rolle und gehen 
den Vermieter/die Vermieterin daher 

Der Hausbesorger unserer Wohnhaus-
anlage geht demnächst in Pension. 
Müssen tatsächlich wir Mieter die Kos-
ten für die Abfertigung bezahlen?

Wenn es sich um einen Hausbesor-
ger nach dem alten  Hausbesorgerge-
setz handelt,  dann kann die Abferti-
gung im Rahmen der Betriebskosten 
auf  alle Mieter der Wohnhausanla-
ge überwälzt werden.  Dies kann dazu 
führen, dass auch gerade erst eingezo-
genen Mieter die kompletten Abferti-
gungskosten anteilig bezahlen müs-
sen. Der Vermieter könnte aber auch 
eine Abfertigungsrückstellung bilden. 
Dies ist jedoch nicht verpflichtend. 

Sie haben konkrete Fragen rund ums Wohnen? 
Die Wohnrechts-Experten der Mietervereinigung 
Österreichs geben gerne Auskünfte.

Wie ist das eigentlich?
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auch nichts an. Solche Fragen können 
daher auch unrichtig beantwortet wer-
den bzw. kann man die Antwort ver-
weigern.  Allerdings sollte man beden-
ken, dass man die Wunschwohnung 
wohl eher nicht bekommen wird, 
wenn man Fragen überhaupt nicht 
beantwortet. 



fonds für wohnbau und stadterneuerung

www.wohnfonds.wien.at

Kosten? Günstig!

Leistbares Wohnen: 
Die Stadt Wien fördert Lebensqualität.

Die erste eigene oder gemeinsame Wohnung, Wohnen während der 
Ausbildung oder mit geringem Einkommen: Der geförderte Wohnbau  
in Wien macht hochwertiges Wohnen erschwinglich und wirkt kosten
senkend auf die Mieten. Der wohnfonds_wien engagiert sich im Auftrag 
der Stadt Wien für die Leistbarkeit neuer geförderter Wohnprojekte. 
Energiesparende Bauweisen wie Niedrigenergie oder Passivhaustech
nologie entlasten darüber hinaus die Bewohnerinnen und Bewohner.

gut für sie. schön für wien.
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„Ois OK“ von Seiler und Speer – jetzt auf LebeDasLeben.com

IHRE SORGEN MÖCHTEN WIR HABEN


